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* 1. 

Die Arten der Rechtsmittel. 

Bei der Anrufung des obersten Gerichts handelt es sich nach 
dem in Zivilsachen fast allgemein gültigen Prinzip der drei Instanzen 
regelmäßig nm Anfechtung eines Urteils der zweiten Instanz, welches 
auf der Grundlage unbeschränkter Kognition als Berufungsurteil er­
gangen ist. Daneben findet sich freilich die Einrichtung, daß das 
höchste Gericht bloß Gericht zweiter Instanz ist oder unter Umständen 
unter Überspringung des Berufungsgerichts direkt gegen Entschei­
dungen der ersten Instanz angerufen werden kann. 

Die Gestaltnng der dritten Instanz geschah und geschieht in 
drei Typen. Die Namen wechseln in den verschiedenen Ländern sehr 
und können leicht irreführen. Ich wähle hier die Namen Ober­
Appellation, Rechtsrevision und Nichtigkeitsueschwerde. Die beiden 
letzten Arten werden häufig zusammengeworfen, obwohl dies der ge­
schichtlichen Entwicklung und der Sachlage widerspricht. Damit abet· 
kein Mif~verständnis entsteht, bemerke ich von vornherein, daiS weder 
die französische Kassation noch die ehemalige preul~ische Nichtigkeits­
beschwerde unter die Nichtigkeitsbeschwerde im eigentlichen Sinne 
fallen und daß letztere als alleiniges Rechtsmittel letzter Instanz 
nirgends mehr existiert, sodaß ftlr das Recht der Gel{enwart eigentlich 
nur die beiden Typen Ober-Appellation und Rechtsrevision zu unter­
scheiden sind. 

Die Ober-Appellation gewährt der höchsten Instanz eine volle 
uml unumschränkte Kognition in formdler und materieller, tatsäch­
licher und rechtlicher BP.ziehung, die beiden anderen Rechtsmittel 
lassen nur eine beschränkte Beurteilung zn. 

Die beschränkteste Kognition ist bei der eigentlichen Nichtig­
keitsbeschwerrle gegeben. Sie betrifft lediglich die Verletzung des 

I) Benutzt wurden für die Rechtsvergleichung in erster Linie die 
Werke: v. Harrasowsky, Die Rechtsmittel im Zivilprozesse, 1879, 
und Leske und Loewenfeld, Die Rechtsverfolgung im inter­
nationalen Verkehr, Bd. 1, 2, 3, 1895, 1897, 1901. Dkse sind im einulnL•n 
nicht mehr zitiert. 
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Prozeßrechts, die Frage, ob das angefochtene Urteil wegen eines 
prozessualischen Verstoßes im Berufungsverfahren nichtig und daher 
aufzuheben ist. Auf den materiellen Inhalt des Urteils ist dagegen 
nicht einzugehen und zwar weder in tatsächlicher noch in rechtlicher 
Beziehung. 

Anders die Rechtsrevision. Diese erweitert das Gebiet der 
Nichtigkeitsbeschwerde um die Kritik der Rechtsanwendung des an· 
gefochtenen Urteils, sodaß neben der Prüfung der prozessualischen 
Verstöße auch eine Nachprüfung der Fragen eintritt, ob das Appella­
tionsgericht das Recht in abstracto richtig verstanden und in concreto 
auf den Fall, sowie es ihn tatsächlich gewürdigt hat, zutreffend an­
gewendet hat. Dagegen ist die Nachprt\fung der Frage, ob eine tat­
sächliche Behauptung der Wahrheit gemäß oder nicht gemäß für fest­
gestellt erachtet ist, der Rechtsrevision entzogen. 

Im einzelnen sind diese Typen in den verschiedenen Ländern 
verschieden ausgestaltet und mehr oder minder rein durchgeführt. Es 
ist daher nötig, bei der ganzen Betrachtung auf die Hauptsache zu 
sehen und sich nicht durch Nebenumstände den Blick trüben zu lassen. 
Kleine, leicht zu beseitigende Übelstände, die sich bei der einen oder 
der anderen Ausgestaltung gezeigt haben, dürfen nicht dazu verwendet 
werden, den ganzen Typus zu diskreditieren. Dabei ist von vomherein 
zu betonen, daß die hier gezogenen Grenzen in der praktischen An­
wendung flüssig werden. Sie teilen diesen schwankenden Charakter 
mit fast allen grundlegenden juristischen Abgrenzungen. Ich brauche 
in dieser Beziehung nur an die Gegensätze: Plivatrecht und öffent­
liches Recht, streitige und freiwillige Gerichtsbarkeit zu erinnern. 
Flüssig ist zunächst die Grenze zwischen Rechts- und Tatfrage. Zu 
ersterer muß zwar auch die Subsumption des Falles unter die 
Rechtsnormen gerechnet werden. ·Sehr zweifelhaft aber ist z. B. 
die Frage, ob und inwieweit die Nachprüfung der Auslegung der 
Rechtsgeschäfte dazu gehört. (iewiß fällt sie insoweit unter die 
Rechtsfrage, als es sich um Verstöße gt"gen gesetzliche Aus­
legungsregeln handelt. Dagegt:m k!lnn die konkrete Auslegung 
im übrigen nur von dem zur Rechtsfrage gerechnet werden, 
der mit einer jetzt überwundenen Anschauung die Rechtsgeschäfte 
llls Gesetz ansieht und somit in jeder unrichtigen Auslegung einen 
Verstoß gegen die Iex contractus findet. Teilt man diese rückständige 
Ansicht nicht, so muß die Frage, welche Willensmeinung der Parteien 
Yorgelegen hat, bezw. sich aus der lTrkunde ergibt, zur Tatfrage ge­
rechnet werden. Es bedarf einer besonderen gesetzlichen Bestimmung, 
um die Rechtsrevision ihrem eigentlichen Charakter entgegen auch 
auf diesen Punkt zu erstrecken. 

Aber nicht nur die Grenze zwischen Tat- und Rechtsfrage ist 
flüssig, sondern es kann 'iluch recht zweifelhaft werden, ob es sich um 
einen prozessualischen Verstoß, oder um eine unrichtige tatsächliche 
Ft·ststellnng hllndelt. Der Gnmd daft\r liegt darin, daß die tatsäch· 
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liehe Feststellung, w1e das richterliche Urteil im ganzen, selbst em 
Teil des Verfahrens ist, und daß das Verfahren überhaupt zum großen 
Teil den Zweck hat, die tatsächliche Feststellung vorzubereiten. Es 
können also sehr wohl prozessualische Verstöße vorliegen, welche die 
Art und Weise der tatsächlichen Feststellung und deren Grundlagen 
betreffen. Es ist nun im einzelnen Falle dem Kritiker eines Urteils, 
welchem eine darin getroffene tatsächliche Feststellung nicht gefällt, 
nicht immer leicht, mit Bestimmtheit zu sagen, ob die von ihm an­
genommene Unrichtigkeit in einem prozessualischen Verstoß ihren 
Grund hat oder nicht. Daher kann es vorkommen, daß im Eifer für 
die Erforschung der Wahrheit ein prozessualischer Verstoß auch da 
angenommen wird, wo strenge Prüfung lediglich eine Verschiedenheit 
der tatsächlichen Würdigung zu konstatieren hätte. 

Danach ist es erklärlich, daß sich gerade der Typus der Rechts­
revision sehr verschieden gestalten kann, und daß die Gestaltung nicht 
bloß von den Gesetzen, sondern auch von der praktischen Handhabung 
abhängt. Die Behauptung, daß die Rechtsrevision das Bestehen einer 
Eventualmaxime voraussetze, ist ganz irrig. Auch zu dem Gegen­
satze Mündlichkeit und Schriftlichkeit verhält sie sich durchaus in­
different. 

§ 2. 

A ll g e m e i n e B e u r t e i I u n g. 

Wenn man zunächst rein praktisch und ohne Rücksicht auf die 
geschichtliche Entwicklung die Frage stellt, ob gegenwärtig für die 
höchste Instanz eine beschränkte oder eine unbeschränkte Kognition 
zu empfehlen sei, so werden diejenigen, welche dem höchsten Gerichte 
ausschließlich die Aufgabe zuschreiben, für die Güte der Rechtsprechung 
in abstracto zu sorgen, die Rechtseinheit zu wahren und die Rechts­
fortbildung zu fördern, keinen Zweifel über die Antwort habeiL Denn 
die Aufgabe eines "Hüters und Auslegers der Gesetze" vermag ein Ge­
richtshof offenbar viel besser zu erfüllen, wenn er von der Last der 
tatsächlichen Feststellung, die in den unteren Instanzen wohl im ganzen 
2Ja der richterlichen Arbeit verbrauchen mag, und die für diesen Zweck 
gar keine Bedeutung hat, befreit ist. Ich stehe nicht auf diesem Stand­
punkt, sondern teile mehr die Anschauung, welche Gneist auf dem 
Juristentage von 1861 vertreten hat, wo er sagt:l) "Ich glaube, wir 
können es gerade als einen Nationalzug ansehen, daß unsere Parteien 
den obersten Gerichtshof als zur Entscheidung ihres konkreten Rechts 
berufen ansehen, daß der gemeine Mann einen höchsten Gerichtshof, 
der nur über das Recht in thesi zu entscheiden hätte, kaum denken 
kann, er will sein Recht entschieden haben, nicht das Recht überhaupt." 
Es ist deshalb auch ein großer Irrtum, wenn man annimmt, daß das 
Abschneiden des Zugangs zum höchsten Gerichtshof den Rechts-

1) Verhandl. des 2. Juristentages. II. S. 565. 
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suchenden gleichgültig sein würde. Man wird vielmehr darin mit dem 
Reichsgerichts-Senatspräsidenten Bolze 1) die Entziehung eines wert­
vollen Rechts sehen müssen, die jeden Staatsangehörigen berühren 
und auf dessen Bewahrung eine Nation hohen Wert legen muß. Aber 
auch von dieser Anschauung läßt sich die Gestaltung der dritten Instanz 
als Ober-Appellation nicht empfehlen. Auch Gneist, der betonte, daß 
das Volk die Verletzung der Wahrheit ebenso sehr fühle als die Ver­
letzung des Rechts, gab doch zu, daß im allgemeinen eine Ober­
Appellation weit über das Bedürfnis hinausgehe. Zu derselben Zeit 
warf Waldeck2) der Ober-Appellation vor, daß sie die Tätigkeit des 
höchsten Gerichtshofes auf eine Menge faktischer Momente zersplittere 
und daß darunter die Beurteilung der Rechtsfrage leide. Er sagte: 
"Gerade die Beschränkung auf ein bestimmtes, aber sehr großartiges 
Gebiet gibt einem höchsten Gerichtshof seine Würde und seine Be­
deutung". Andererseits meinte er (der Ober-Tribunalsrat), daß nicht 
die mindeste Garantie vorhanden sei, daß das höchste Gericht die 
Tatsachen besser würdige. Stellung, juristische Befähigung, Blick 
über ein weiteres Gebiet will er als solche nicht gelten lassen, und er 
erinnert an den römischen Spruch: facti interpretatio et prudentissimos 
fallit, auch daran, daß es hier auf Personal- und Lokalkenntnis an­
kommt, die z. B. in Seesachen den Richtern der Hafenstädte mehr bei­
wohnt als den im Binnenlande sitzenden Mitgliedern höchster Ge­
richtshöfe. 

Vor allen Dingen steht aber noch etwas anderes der Gestaltung 
der letzten Instanz als Ober-Appellation in jedem größeren Lande ge­
bieterisch entgegen. Die Bearbeitung einer Sache im Wege der Ober­
Appellation macht, wie schon bemerkt wurde, die zwei- bis dreifache 
Arbeit wie bei einem zweckmäßig beschränkten Rechtsmittel. Ausser­
dem vermehrt aber die Zulassung der Ober-Appellation die Möglichkeit 
des Angriffes gegen das Urteil der Vorinstanz ins Ungemessene und 
bewirkt so, daß das höchste Gericht mit viel mehr Sachen befaßt wird, 
als bei beschränkter Kognition. Man steht dann vor dem Dilemma, 
daß der höchste Gerichtshof entweder seine Arbeit nicht zu bewältigen 
vermag, oder daß durch äußere Mittel insbesondere die Bestimmung 
einer Beschwerdesumme der Zugang zum höchsten Gericht erschwert 
werden muß. Schon Waldeck hat wiederholt darauf aufmerksam 
gemacht, daß die Gestaltung der letzten Instanz als Ober-Appellation 
fast überall zur Feststellung sehr hoher Summen für die Zulässigkeit 
geführt habe. "Das geringste Nachdenken zeigt," sagt er, "daß bei 
der Ober-Appellation eine unverhältnismäßig hohe Summe als Objekt 

1) Leipziger Tageblatt 1904, Nr. 147. 
2) Neben Waldecks Schrift "Die Nichtigkeitsbeschwerde als das 

alleinige Rechtsmittel höchster Instanz" 1861 kommen in Betracht sein 
Gutachten für den 1. Juristentag (V erhandl. S. 30 ff), sowie seine münd­
lichen Ausführungen auf dem 2. Juristentage (Verband!. S. 562,572, 639). 
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des Rechtsmittels angenommen werden müßte und doch nur etwas 
ganz unvollkommenes geschaffen würde." Und an einer anderen Stelle: 
,,Jedenfalls möchte in irgend welchem größeren Lande eine solche 
Idee wenigstens nicht allgemein durchführbar sein, weil doch eines­
teils die Arbeitskraft der Richter, andererseits die Vermehrung der 
Zahl derselben ihre Grenze hat. Man ist daher auch zur Feststellung 
sehr hoher Summen für die Zulässigkeit des Rechtsmittels dritter Instanz 
genötigt gewesen, was bei dem relativen Werte der Prozeßobjekte 
für die Armen oder Reichen natürlich nicht gebilligt werden kann." 
Dagegen sagt er Yon der Rechtsrevision: "Nur so läßt sich eine wirksame 
nicht auf sehr hohe Objekte beschränkte letzte Instanz herstellen, die 
zugleich einen Zentralpunkt für die Ausbildung der Rechtseinheit ge­
währt." Auch Harrassowsky macht in seinen 1879 erschienen rechts­
vergleichenden Studien über die Rechtsmitte!l) die Bemerkung, daß 
die Beschwerdesumme und ihre Verwendung in den verschiedenen 
Ländern in der Regel in umgekehrtem Verhältnisse zu der für ange­
messen erachteten Einschränkung des Umfanges der in der obersten 
Instanz zu überprüfenden Fragen stehe. 

Eine Beschwerdesumme, insbesondere eme hohe wird auch von 
ihren Verteidigern nur als ein notwendiges Übel2) betrachtet. Sie 
schädigt die Rechtseinheit und Rechtsfortbildung, da sie zu wenig 
Spruchsachen vor den höchsten Gerichtshof bringt, manche Materien 
ganz seiner Kognition entzieht und der divergierenden Rechtsprechung 
der Gerichte zweiter Instanz überläßt. Sie setzt die Qualität der un­
kontrollierbaren Rechtsprechung der Gerichte zweiter Instanz herab. 
Sie schädigt aber vor allem die Rechtsuchenden, indem sie ihnen den 
Schutz des höchsten Gerichtshofes entzieht. Daß es sich dabei direkt 
um Klassenjustiz handele, läßt sich ja nicht behaupten. Aber indirekt 
liegt eine solche vor, da der kleine Mann und der Mittelstand meist 
nur bei geringen Objekten in Betracht kommen, die aber für sie einen 
ganz anderen Wert haben, als für die Reichen. Der Anschein der 
Klassenjustiz ist vorhanden, wenn man bei den Zivilabteilungen der 
höchsten Gerichte nur Wohlhabende sieht, während andere Menschen 
nur mit seinen Strafsenaten Bekanntschaft machen können. Wenn 
man eine Ober-Appellation für die höheren Objekte einführt, ohne 
wenigstens für die kleineren Objekte ein beschränktes Rechtsmittel 
zuzulassen, sodaß die reichlichere Ausgestaltung des Rechtsmittels für 
große Sachen durch das gänzliche Entziehen bei kleineren erkauft 
werden muß, so kann man den Vorwurf des Plutokratismus kaum ab­
lehnen. Eine solche Justiz kann sich nur da halten und Vertrauen ge-

1) a. a. 0. S. 369. 

2) Vergl. meine Abhandlung: "Die Entlastung des Reichsgerichts 
und die Verbesserung der Revision in Zivilsachen." (Berlin, W. Mo es er 
1904j. s. 14-22. 
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nießen, wo sich die niederen Klassen daran gewöhnt haben, daß für 
sie ein ausgiebiger Zivilrechtsschutz nicht besteht. Vor allem wirkt 
eine Beschwerdesumme viel ungünstiger wie ein den Unterliegenden 
treffendes Succumbenzgeld, da dieses das Rechtsmittel nicht ab­
schneidet und nicht den schädigt, der mit Fug die dritte Instanz an­
rufen konnte. Auch muß offenbar eine Beschränkung der Mündlichkeit 
in kleinen Sachen auch dem Freunde der reinen Mündlichkeit annehm­
barer erscheinen, als eine auf die oberen Zehntausend beschränkte 
Mündlichkeit. Also gerade die Notwendigkeit, das höchste Gericht 
auch in Zivilsachen Arm und Reich zugänglich zu machen, und 
andererseits auch die Fragen, die erfahrungsmäßig nur bei kleinen 
Objekten vorzukommen pflegen, dem Spruche des höchsten Gerichts 
zuzuführen, führen mit Notwendigkeit zur Verwerfung der Ober­
Appellation. 

Ist man so genötigt, sich nach einer beschränkteren Aus­
gestaltung der höchsten Instanz umzusehen, so bleiben nur die beiden 
Typen der Nichtigkeitsbeschwerde und der Rechtsrevision. Von diesen 
ist die Nichtigkeitsbeschwerde im engeren Sinne offenbar unzulänglich. 
Es kann nicht genügen, wenn in der höchsten Instanz lediglich nach­
geprüft wird, ob das Verfahren der Vorinstanz ein tadelloses war. Im 
Gegenteil. Es könnte eher auf diese Prüfung verzichtet werden, wie 
auf die Kritik der Anwendung des materiellen Rechts. Letztere ist auch 
für die Parteien viel wichtiger. Und vom allgemeinen Standpunkte 

ist zu sagen, daß eine gedeihliche Rechtspflege ein Vorbild haben 
muß an einer besonders ausgezeichneten Rechtsanwendung seitens 
des höchsten Gerichtshofes, zumal die rechtschöpferische Tätigkeit 
der Gerichte auch heute nicht aufgehört hat und nicht aufhören kann. 
Einem sklavischen und gedankenlosen Präjudizienkultus ist damit natür­
lich nicht das Wort geredet. 

Daraus ergibt sich, daß nur die Rechtsrevision als Rechtsmittel 
dritter Instanz empfohlen werden kann. 

§ 3. 

D i e r ö m i s c h - g e m e i n r e c h t 1 i c h e E n t w i c k 1 u n g. 

Der rechtsvergleichenden Übersicht muß eine kurze historische 
Skizze vorangehen. Das römische Recht hatte als ordentliches Rechts­
mittel nur die Appellation ausgebildet, sodaß als Rechtsmittel gegen 
ein Appellationsurteil nur die Ober-Appellation in Betracht kommen 
konnte. Die Appellation ging durch das beneficium novorum über die 
bloße revisio in facto et iure hinaus und näherte sich einem vollständig 
neuen Verfahren. Eine dritte Appellation war aber regelmäßig aus­
geschlossen. 

Daneben bestand noch für den Verurteilten die Möglichkeit einer 
Verteidigung gegen die actio iudicati und ihr Gegenstück, die revocatio 
in duplum. Er konnte, allerdings sub periculo dupli, gegenüber der 
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~lrefte Steuern. 3. fllanb. Stem~Jel, 
fteuern. 4. !8nnb. .Söl!e. 5. !!lanb. 
lUerliraudjß[teuern. (fllearbeiter beß 
4. u. 5. !llanbe!l: 2ttfenlifl), ®e§. 
Olierregierung!lrat.) 

6. ~eiL •ed)tliPfhge. 
1. !8nn5. ~nß bürgerl!dje ®efe!lliudj. 
2. !Banb. .tJanbelß, unb @ewerfie, 
redjt. 3. !Banb. ®eridjtsuerfaifung. 
@eridjtlldjeß !ßetj'nljren. 4. !llanb. 
i\'reiwil!ige ®eridjtßbnrfeit. 6. fllanb. 
~trafredjt. 

7. ~eil. ilitOllfri. (!Bearbeiter: ® e n 5, 
m er, Oberuerwaltungligerldjt.Srnt.) 

8. ~eiL ~erunlriJritliureren. (!Be, 
arbeiter: Dr . .tJornemann, 2anb, 
ridjter.) 

9. ~eil. §Q:uurere.-. l8earlieiter: Dr. 
!!J!ündj g ef an g, ®e§. !Jlegierung!J, 
rat.) 

10. ~eiL ilite.,ronen!IG:nb unlr ;Jnnen­
ureren. 

11. ~eiL glit'd)e. (fllearbe\tet: '!! l b 
mann, @elj. Olierregierung!lrat.) 

12. ~eiL lhdemd)t. 
1. !Banb. lUo!f.Sfdiulen. (l8earlielter: 
u. !Bremen, !mirfi. @elj. ,Ober, 
regierung!lrat.) 2. l8anb. .tJöljere 
Sdjulen. 3. l8anb. Uniuerfitiiten. 
4. l8anb. .!htnft unb llll\ffenfdjaft. 

13. ~eil. §ngureren. Ollearbeiter: 
streife l, Cberbergrat.) 

14. ~eiL ~otnb- ~ ,.,.,lhtririrdJotft. 
1. l8anb. il.anbmtrt[djaft. (!Beat, 
be\ter: Dr. ~raugott !!J!üller, 
@elj. Cberreglerung.Srat.) 2. !Banb. 
i\'orftwirtfdjaft.(l8earbeltet: S cliu (fl, 
J:ianbfor[tmeifter a. ~.) 3. !llan6. 
'l!grargefe!lgebunp. (!Bearbeiter: Dr. 
\Jllntelen, !llesterungß,'l!ffeffor. 4. 
l8anb. !81e!J3Uc1Ji unb ~lerljelfmefen. 
(l8earlieiter: .ltüfter, @elj. Olier, 
regierungßrat.) 6.!8anb. ;)agb. (!!Je, 
arbelter: S dj u l §, 2anbfor[tmei[ter 
a. ~. unb !Jlegierungß!Jtiifibent i\'rljr. 
u. Selierr, ~l)oß.) 6. l!fanb. 
il'ifdjere!. (!Bearbeiter: .tl offman n, 
®elj. !Jlegierunglirnt.) 

16. ~eil. tG:nlrd unlr ~eurnlfe. 
1. !!lano. .tJanbeL (!Bearbeiter: il u, 
f e n iJ f I}, @elj. Cberregierungßrat.) 
2. l8anb. ®emerbe. 

16. ~eiL ;Jt'lfeite..Yiit'ro"9' ~ :J"­
lfeitefl!'nlid)e"nng. ! !Bearbeiter: 
u. iloeflell, llllirfi. ®e!J. ()ber, 
regierungßrat.) 

17. ~eiL !JdJiffotiJri. 
18. :teiL ~ege. 
19. ~eil. ~renlfG:Itnen. (!Bearbeiter: 

\)' rl t f dj, @elj. !1leg!erungßrat.) 
20. ~eiL ilito!l ~ l!ldeg""VIten. (!!Je, 

arfle\ter: 'l!fdjenliorn, @felj. Clier, 
!JO[trat. 

~tt bfefett jffierfen, 3U beten l8eat6ettung fiel) eine ffief~e ~Ö~ftet 
!Retd}ß• unb @itaatßbeamten unter ber ~ü~rung elneß angefe~enen, in 
ber fd)tueren st'unft gemeinuerftiinblld}er ~arfteUung beß öffentl!d)en !Red)tß 
tuo~lerfa~renen unb er.pro6ten ~ad)manneß aufammengefunben ~a6en, 
lllerben bie berfd)!ebentl!d) ergangenen &efe~e unb mu~fü~rung!6e· 
ftlmmungen in ü6erfid)tnd)em ßufammen~ange für bte etn0elnen &e6tete 
bargefteUt. ~~re jffiieberga6e erfolgt nad) bem jffiortlaute ber amtlid)en 
l8eröffentlid)unß, bod} fiub aUe Wnberungen erfid}tlid) gemad}t, b!e fie tm 
2aufe ber ßeit erfa~ren ~a6en. muj}erbem geben bie angefünten mn­
merfungen aUe für baß !8erftiinbniß unb bie ~anb~a6uug erforberlid)eu 
@rläuterungen unb ent~alten neben ben grunblegenben @:ntfd)etbungeu 
ber ~ö~eren l8e~örben aud} bte ~au.pterge6ntffe auß lmlffenfd)aft unb ~ra);lß 



'l)aß 6Sefomttued eignet fic9 bamit tn~liefonb~te für bie 58üc9eteien 
unb bte @ii~ung~~ unb l8ortrng~0immet aUet gtöjleren !Be~ötben, ba e~ 

ba~ $2luf~nben bet an0u\tlenbenben iaefthnmungen o~ne ,ßeituetluft möglidj 
J)tacf}t. ilanelien bietet jebe~ ~in0dtuetf bem an bem 6e~anbeUen 

~e6iet 6ef onbetß )Beteiligten in ü6erfic9tric9er unb leicf}t uerftiinblidjet 
$2lnorbnung ben geiamten t~n ange~enben ®efe~e~ftoff, ben er fomit nic9t 
nur am $2lr6eit~tifc9e bequem 0ur ~anb ~at, i onbetn auc9 6ei örtlicf}en 
!Bet~anblungen unb ilienftteifen leicf}t mtt fidj fü~ren fann. 

3ebem %eHe ober 58anbe ift ein (c9ronologifc9e~) !Beqeicf}nU 
bet 18efHmmungen unb ein (allJ~alietifc9eß) 6ac9uer 0eicf}ntß 6et~ 

gegeben. 

!Bon ben uorfte~enb aufgefü~rten l81inben fhtb 6ere!tß erfc9ienen, 
6e0\tJ. 6e~nben ficf} im iltncf: 

I. %eiL 

~tt!i ~tutfdft ~tidf. 
tlleid)~btffoffung - Sleid)~ongeMTigfeit - Sleid)~tog - Sle\d)~· 

öe~örben unb tlletdj~öeomte - Sleidj~finou&en - ~liais·S!ot~rtngen. 

l!)on 

Qhatf ... , ~.e QJ;, .... , 
!lllitf!. Gle~. ()bmegiemngßtat, !RegietungßlJtlifibenten a. il. 

@r. 8 °. XII. u. 385 @i. 3n i\einltlanb ge6unben ~rei~ 6 \lnatf. 

iliefer %eil ent~iift in fecf}~ $2l6fcf}nitten alle baB ileutfcf}e ffietcf} 
in feinet ®ejamt~eH (ba~ ffieicf}~ftaatBrec9t) lietreffenben 18eftimmungen. 
$2lu~gefcf}loffen finb nur folcf}e l8orfc9r!ften, b!e in 6efonbere ®eli!ete, 
namentlicf} in bnß bet nuBttJiirUgen $2lngelegen~eiten (2. %eU) un'o be~ 
~eeteB unb bet Sftiegt!flotte (3. %eil) fallen. $2ln bie ilarfteUung ber 
ffie'tcf}t!Uerfnlfung (I. $2l6fc9nitt) fc9Hejlt ficf} bie ber 6ejonberen 58e• 
ftimmungen über bte ffi e i c9 Bange~ ö rt g feit ({ftttJerli unb !Berluft, l)'rei• 
0ügigfett unb $2luBttJanberung, n. 2lbjcf}nitt) unb ben lRetcf}Btag (Ill. $2l6• 
fcf}nttt). ~ierauf folgen bie ffietcf}i36e~örben unb lReic9Blieamten 
(IV. $2llifcf}nitt), bie ffietdiBfinan 0en (~aM~nlt, !Bermögen unb 6cf}ulben, 
(V. $2lbfcf}nitt) unb bte !Berfnfjung unb !Berltlaltung beB ein ®lieb beB 
ffieicf}i3 liUbenben ffieicf}Blanbeß ~lfnfl~i\ot~rtngen (VI. $2llifdjnitt). -
ilnB )illerf eignet fidi bnmit 0ur liejonberer \Benu~ung für bie IDHtglieber 
ber bil~mn Sleidißllebilrben unb be~ Sleidjetogß fottJie für oUe mtt 
bem @:tubtum be~ Bleilti~ftoot~redjt~ ~efoüteu. 



m.~eU. 

f)tn uub ~ritn•,..,ttt. 
~tefet ~eil, bet für IDtilitär~ unb IDtatinebel}iltben, ~ru.p.penftälie, Dffiat~ .. 
bii~eteien u. betgl. 18ebeutung ~at, aexfänt in oll.lei felliftllnbige 1811nbe. 

1. 18anb. 

J.Ug.em.riu.e f.e~btuuuug.eu 
uon 

QJ:raf f)*" ll1 f§:raltt, 
!l\litll. Qlelj. Dbetteglerungßrat, !Reglerungß;ptäjtbenten a. i>. 

Glt. 8°. XIV. u. 733 6. 3n Seinwanb gebunben ~tei~ 14 IDtatf. 

ilet 18anb ent4ält aUe baß ~eer unb bie SMegßfiotte betteffenben 
~eftimmungen mit ~ußfd}lufJ beß im 2. 18anbe ße4anbelten ~tlitllt• 
fttafted}tß. ~et I. ~bfd}nitt betrifft bte .Buf ammenfe{lung unb lh~ 
gänaung be~ ~eereß, fowie bie befonbexen .pribat• unb öffentiid}• 
ted}tltd)en !Set~ältniife bet IDttlitär.petfonen (mit ~u5fcl)luf3 
beß IDtintärfttafred}t~ unb bet im III. ~bfd}nitt ent~artenen !Setiotgung) 
unb umfafjt fomit ane ~ngelegen~eiten, bie fiel} im IReid}ßmtlitlitgefe{l 
0ufammengeftent finben. ~te bem 6taatßange4örigen au\iet bet ~e~t· 
.pfii~t Obliegenben Saften bilben ben Glegenftanb bes rr. ~bf~nitt~, 
ll.lll~tenb bet IV. ~f~nitt aUe bie Shiegsflotte lieh:effenben !Sot~ 
f dj t.fften bringt, foll.leit biefe nid}t gemeinjam mit benen beß Sanb~eeteß 
gegeben unb in bem I. biß III. ~lifd}nitt mitent4alten finb. - ~er 18anb 
liilbet fomit inßßeionbete ein geeigneteß ~ülfßliud} fiif aue mit Ciffnt= 
unb fonfttoen Wlilttitt= unb 9narineangdegen~dten liefnisten !Be= 
~ötben bet aUgemetnm i\ntunltuno fotufe für bie 18eatdsfommanbos. 
~u~ für (leflf)dftsatmmn, !Bililtot~den unb ~tfe3tmmet bürfte baß 
~erl bon 4etbottagenbem 9lu~en fein. 

2. 18anb. 

IUUitiir~r•fr.ed)t 
uon 

Dr. §djlqt:r, 
!Retd)ßmllttätgetid)tßtat. 

Glt. 8 °. XIII. u. 690 6. 3n Seinillaub gebunben ~eiß 14 IDtatf. 

~tefet 18anb umfaüt im I. ~lifd}nitt baß materteHe Straf• 
te~t (IDttlitlltfttafgefe~ud} mit anen auge~örlgen 18eftimmungen), tm n. 
bllß 6ttafbetfa4ten (IDtilitlltftraf.pro0ef3orbnung gleid}fanß mit ben 
0uge~iltigen 18eftimmungen) unb im III. baß ~i9 0iplinarftrafted}t 
(ilii0ipltnotbnung, !Sotfd}tiften üliet @:~rengetid}te, unb übet ilienft­
betge~en·bet rld}tetiid}en IDtintlitjuftiAbeamten). - ilaß ~erl tft banad} 
flit !nttglttbet unb !Beamte bet roltlttäfgerllf)te lieftimmt, fotuie für 
.()fft3tm, llie als 18tiftf&n ollef Unteffudjunosfii~fn, unb fiif 
steltjtsantul'llte, bte als i\ntetbtget litt bitfen (lerldjteu tdttg ftnll. 



IV. :teiL 

1. )ßonb. 

Ulon 

(6~.-f lue ~e ~~.-i•, 
fllllrtr. ®ef). Dberreg!erungßrnt, 9teglerungßvrliflbenten n. ~-

<Mr. 8°. XIII. u. 608 <S. 3n ileintuonb gebunben \l3ret~ 9 9Rarf. 

iler !Banb be~anbdt bie \Preuflifd)e <Staat~berfaffung unb b!e 
<Staat~be~ilrben. - iler I. ~bfd)nttt bringt b!e \l3reujHfd}e $er• 
faffung~urfunbe unb im lllnfd)lufl an btefe eine 9leil)e bon @lefe~en, 
bte jid) auf bie 9led)t~berl)iiitn!ffe be~ <Staate~ unb be~ Sfilnig~ be3fe~eu. 
iler II. llllifd)nitt entl)iiU bte !Beftimmungen ülier bie Sufammenfe~ung 
uub bie @lefd)iiftßfü~rung ber lidben ~iiufer beß i\anbtageß. ilie 
<Staat~[Je~ilrben ber aUgemeinen $ertuartung 0erfaflen in o li e rfte l8 e • 
~ilrben (ll. lllbfd)nltt), ble für ben gan0en <Staat, unb in 9Rltte1• 
lie~ilrben (IV. llllifd)n!tt), ble nur für :tetre beßjellien lieftimmt jinb. 
!Beibe llllifd)nltte ent~alten neben ben bte neue $ertualtmtgßorsanifation 
lietreffenben &efe§en ülier bie ilanbe~bertualtung unb bie Suftiinb!gfeit 
eine 9lei~e bon älteren !Beftimmungen, bte bieffad) beraftet unb beriinbert 
jlnb, baliei alier - aligefe~en bon einem längft beraiteten Sfommentar 
3ur 9legierungßinftruftion - bwlang nod) feine !Bearbeitung erfa~reu 
l)aben. iler V. lllbfd)nitt bringt me~rere liefonbere !Beftlmmungen über 
~erfa~ren unb @lefd)iift~gang, bte neben ben ~lerüber in ben @Je• 
ieven tuegen ij;inrld)tung ber !Bel)örben (lll6fd)nitt III unb IV) ent~altenen 
~orfd)riften ergaußen finb. 

~Q~ lßttf eignet ftd) tinmit 3U litfonbetet ~tttUJöUUQ fiit 
!lnttgltebn bet M~mn ®tnnt~lie~ötben unb btß ~nnbtno~. fotute 
fftt nUe mit bem @itub\um be~ lJttuiJtfd)en @itnntßttd)t~ ~efniJtrn. 

3. !Banb • 

............. ttbiittbt. 
@lemdnfnutt ~efttmmungett - 2nttbgemetnben unb ~uh'lbt3idt -

@ittlbte - Sftdfe - ll\tobtnaen. 
Ulon 

~~Rf tue ~.r (!hRiJt, 
flllltfl. ®e~. ()berreglerungßrnt, 9tegierungßvräflbenten a. ~-

(Unter ber \l3reffe.) 



VII. t:eil. 

lit folitti. 
~oltaettmtunltung - l!tl'nf.,oliati - l!idjn~eltl.,oltati -

Cidmungl.,oltaet. 
l!lon 

tt. Qbtlrmer, 
[)fletuenunltungßgeridjtltttt. 

(Unter ber !l!reffe.) 

IX. %eU. 

ltt• ~atuwereu. 
etnntlllnubertunltuno - i'nuredjt - l'nu.,ol\ati. 

l!lon 

Dr. jur. '· I,UihulJaer.ma, 
4&\e~. IJ!egierunglrnt unb vortrngenber IJ!nt tm !DHntj'terium bet llflentndjen Vltlietten. 

®r. 8°. XII. u. 506 6. 3n 2eintucmb gebunben !l!reil 10 IDletd. 

3n bem !8anbe finb aUe ben ~ o d} b et u lietreffenben gefejl!d}en 
!8eftimmungen oufnmmgefaflt. iler erfte, bie @itaatßliaU\Hrtualtung 
lietreffenbe ~lifd}nitt ent~iilt bie für bie !8aulie~örben bd 6taaU, 
bie 6taaU{Jaubeamten unb baß !Berfa~ren in !8etufetd}en mafl• 
ge{Jenben !Borfd}rlften. iler 0tueite, bom !8aured}t ~anbelnbe ~fd}nitt 
umfetflt ~ribat- unb öffentlid}-red}t!td}e !Borfd}rlften, bie fld} für ben 
!8auenben auß ben !8e0i~ungen 0um Qlrunbeigentume ergelien, unb tueld}e 
l~m aum 6d}uve brltter, idbefopbere ber !Jlad}linrn unb aur !Bermetbung 
ber 6d}iibigung aUgemeiner 3ntereffen beß 6taateß unb ber Qlemeinbe 
!8efd}riinfungen auferlegen. ilie !8au~oH 0 et tutrb umfaffenb im britten 
~{Jfd}nitt be~nnbelt. ilie nuß ffiüdfid}ten ber ireuerfld}er~eit, ber !Ber• 
~ütung bon UngiüdßfiiUen, beß !Berfe~rß, ber Glefunb~eit unb beß 6d}ön• 
l}eitßgefül}lß erlaffenen !8aubefd}riinfungen flnben ~ier i~ren !l!leti. - ~er 

~eU ~nt ~inundj fiir bie !Benmten ber l!tnntl~odjllnuberlllllltung, 
bte mit bn llnulidjrn 6inttuhfluno bn 6Semtinbm unb mit bn 
!Bnu.,oliaet liefnisten l'enmten, fiir bnl linuenbe ~ulilifum unb bie 
nuf bem 6Stliide brl i'nuredjtl entfdjtibenbm 9Udjtn ~ebeutuno. 



XIV.%eiL 

mon biejem auf jed}ß jelbftänbige j8än'be bered}neten %eHe, ber in jeiner 
<Mejamt~ett für 2anbtt1irtjd}aftsfammern, lanbtt1irtjcfjaftlicfje }Bereine, 2e~t· 
anftalten un'b j8e~i.lt'ben in j8etrad}t fommt, fln'b bislang ber 2. un'b 

5. j8an'b erjd}!enen. 

2. j8anb. 

~te ~-r~in r dJ«ft. 
~o~ftfd)uJb - ~tnnt~fo~jten - 6>emeinbe= tmb ~nftnU~fo~;ten -

~~illntfo~ften. 
mon 

pt. idJultri 
l.lanbforjtmeljter a. 'lJ. 

<Mr. 8°. XII. u. 428 6. ~n 2eintt1anb gebun'ben ~reiß 7 illlarr. 

~ie j8earbeitung beß j8anbeß 0erfäUt in biet ~jcgnitte. ~er 
erfte entl}ält b!e bem ~orftfd}u~e bienen'ben ftrafrecfjtlid}en unb l"Joli0ei• 
lid}en j8eft!mmungen unb gilt für ane ~orften, U1ä~renb bie brei folgenben 
~bfd}nitte bie befonberen morjd}r!ften ent~arten, b!e für @itaatß•, für 
<Memetnbe- tinb 2(nftaltß• unb für ~ritJat• unb &enoffenfd}aftsforften er• 
sangen jinb. ~er i\tt1e!te, 'b!e @itaatßforften betreffenbe ~fcfjnitt um• 
taf>t bie ~nrid}tung i~ret mertt1altung unb b!e Wußbilbung, WnfteUung 
unb bie ~!enflberf)ältniffe ber 6taatßforftbeamten. ~er britte Wbfd}nitt 
f)anbelt von ber ftaatnd}en Wufficfjt über j8etrieb unb mertt1altung ber 
<Memeinbe• unb ~nftaltßforften einfd}fief>lidj ber WnfteUung unb j8e• 
jolbung ber Sfommunalforftbeamten. ~er vierte Wbjd}nitt ent~ält b!e 
etnjd}ränfenben }Borjd}tiften, bie im ~ntereffe ber <!rf)artung unb j8e• 
U1lrtjd}aftung ber jßtitJat• u nb GJ eno II en i cfj a ftßf orfteu ergangen jinb. 

~ai'l ~ed bittet ~iemnd) aUen ~o~jtbeitlöern unb ~t~rlt= 
beamten befonbm~ ~ntmffe. 

5. j8anb. 

~b ~atgh. 
~ngbnd)t - ~agb*'t~li3ei - ~Ubfdjaben - ~ngbfdjttJö. 

mon 

pt. idJultri 
l.lanbfor(tmelfter a. 'lJ. 

unb 

QJ. ~nilJtr~ .. ~" itlJt~~- «:tJ~iji 
!Jlegierungßvriijibent. 

Glr. 8 °. XII. u. 179 6. ~n 2eintt1anb gebunben jßreiß 4 ~narf. 



'Iler !8anb ent~ält bie bie 3 a g b betreffenben !8eftimmungen. 'Ilie 
!8earbeftung 0etfällt in biet lllbfd}nttte. 'Iler erfte ent~ält bie über bllß 
3agbred}t ergangenen !8eftimmungen, ber glllefte bte ber lll~übung 
biefe~ !Red}~ im 3ntereffe ber allgemeinen eiiel)er~ett unb ber it6altung 
ber lffiilbftänbe in ber 3 a g b 1' o lt 3 e t ge0oQenen eid}ranfen, ber brttte 
ble bie }ßer~ütung unb ben itfn~ beB iBilbfd}aben~ betteffenben }ßor­
fd)tiften, wä~renb ber bierte ben 3agbfd}uv betrifft, wie er burd} Straf .. 
befttmmungen unb ble t&mäc()tigung ber i}orft- unb 3agbbeamten 0um 
llBaffengebraucf)e gelllä~rt wirb. 3n einem 9lad}trag ift ba~ neue 
llBilbfd}ongefei bom 14. 3uli 1904 angefügt. 

1)R1'1 med liilbet bRmit rinm &Ubtddfftgen SBttllttt füt nur 
5dßrt unb 3Rgbfnunbr. 

XV. ~eH. 

~·utbtl uub 5eurerlte. 
1. !8anb. 

ltf .... ~tl. 
l\ettuRltung bei'l ~Rubel~. ~etfonen unb l\edtttung be~ ~Rnbeli'l= 
ftRnbe~ - 9JlRt\e unb 6Setullf)te, Rmtlllf)e ~difung unb S8t3ti4Jnung 
bet mRnn - 9.Jliin~weten, eRnfluefm, ittbit= unb 6Sdbbetfe4t -
$efd)tdnfungen be~ ~Rnbdi'ibettiebe~ - ~Rtent=, 6Sebtnulf)~mufttt• 

unb mRttnlle&ttlf)nung~flf)u,. 
!Bon 

f. gurta•k1J, 
®c{). D6erregierungßrnt u. llorttagenbet !Rat tm !IJHnifterium für ,Pnnbd u. 15ctllet6e. 

<Mr. 8°. XIV. u. 482 e. 3n 2einwanb gebunben ~reiß 10 Wlatf. 
'Iler !8anb ent~ält bie über ben ~anbei ergangenen öffenmd) .. 

red}tlid}en !8efttmmungen. 'Iler I. lllbfd}nitt ~anbdt bon ber }8 er • 
waltung beß ~anbei$, ben !ßerfonen unb ber !ßetlretung be~ ~anbelß• 
ftanbe5, in5befonbere ber ~anbel5fammern, ber 11. bon ben Wlaten unb 
@ewtd}ten unb ben be0ügltdj einiger maren borgefd}debenen amtHdjen 
~rüfungen, ber III. bom Wlün3- unb !8anflll ef en, irebit• unb 
<Melbbede~r; ber IV. ~fd)nitt umfatt bie IBefd}tän!ungen, bie 
bem ~anbef~erfe~t burd} bie morfd}riftrn Über ll{fl"a~[ungßgefd)äfte, Un• 
lauteren iSettbelllerb, manberlaget unb lroaren~au5befteuerung auferlegt 
finb, wä~renb ber V. ben ~atent•, Wlufter• unb ~aren0 eid}en• 
f d} n i betrifft. 

'Iler !81lnb fommt fomit al~ ~anbbud} folllo~l für bie mit !ßer­
lualtung nnb !ßertretung beß 1Qanbelß betrauten lße~6rben, iötl'etfd}aften 
unb IReamten (~anbelßfammern, ~anbe15fdjulen, ~anbei~· 
rid}ter), a~ für bieienigen tn !8etrad}t, bte ben ~anbei in feinen bet• 
jd}iebenen Silleigen alß iaufleute, \ßtofutiften, lßanfied ufw. 
frlbft au~üben. 

iSir e~Ul'fe~len ba~ eftenfo grot angelegte, luie lueit au~fd}auenbe 
Unterne~men, ba~ unter bet 2eitung nnb Wl!tat&eiterfd}aft beß burd} 
fein weitberbreitete~ "~anbbud) bet !ßerfaifung unb !ßerlllaltung" 
(16. lllufl. 1904) lllo~lbefannten ~errn SJerau~geberß erfd)eint, ben fle­
telUgten Sheifen 3111: lllnfd}affung mit bem ~in0ufügen, bat alle !8nd) .. 
~llnblungen IBefteUuugen auf baß ~ed llnne~men. 

2i. 11. 04. 50. 
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actio iudicati geltend machen, daß überhaupt nicht judiziert sei, oder 
daß das Verfahren so mangelhaft gewesen sei, daß Verfahren und 
Urteil als ungültig zu betrachten seien. Diese Möglichkeit blieb ihm 
auch nach Ablauf der Appellationsfrist und sie wurde in der revocatio 
in duplum dahin erweitert, daß er während der 30jährigen Verjährungs­
frist das geleistete Judikat zurückfordern konnte, freilich auch mit der 
Gefahr, im Falle der Abweisung der poena dupli zu verfallen. Zu 
einem eigentlichen l~echtsmittel sind aber diese Möglichkeiten, ein 
rechtskräftiges Urteil zu beseitigen oder wirkungslos zu machen, nicht 
zu rechnen, zumal sie keine Anrufung eines höheren Richters be­
dingten. 

Grundsätzlich beschränkt sich die römische Nullität auf krasse 
Mängel des Verfahrens, Fehlen der richterlichen Gewalt, Prozeßunfähig­
keit der Parteien u. dergl. Zu einer materiellen Nachprüfung war kein 
Raum, auch nicht in bezug auf die Rechtsanwendung. Eine gewisse 
Brücke scheint ja der vielfach gelehrte Satz zu bauen, daß auch Ur­
teile contra ius in thesi darum nichtig gewesen wären. Aber auch 
dadurch wäre ja keine Instanz zur Nachprüfung juristischer Zweifel 
geschaffen, da eben nur Verstöße gegen unzweifelhaftes Recht die 
Nichtigkeit begründet hätten. Es kommt aber hinzu, daß die römischen 
Quellen den Satz in dieser Form gar nicht enthalten. Zunächst schließen 
sie einen Angriff wegen falscher Subsumption aus.l) Es genügt ihnen 
aber im weiteren auch nicht, daß contra Ieges geurteilt ist, es muß 
vielmehr der Rechtssatz als solcher in Frage gestellt sein.2) Sie ver­
langen eine sententia expressim contra iuris rigorem data, sp ecialiter 
contra Ieges prolata, contra manifesti iuris formam data.S) Es muß 
sich aus dem Urteil ergeben, daß der Richter bewußt gegen das Ge­
setz geurteilt hat; darin findet man einen Vorstoß gegen den Grund­
satz des Verfahrens, daß der Richter seint!m Urteil das Gesetz zu­
grunde zu legen hat. 

Nach der Rezeption der fremden Rechte ist man in Deutschland 
dem römischen und kanonischen Rechte darin gefolgt, daß einziges, 
regelmäßiges und ordentliches Rechtsmittel gegen Appellationsurteile 
die Ober-Appellation blieb. Man befand sich in der Hauptsache in 
Übereinstimmung mit dem Schlußergebnis der einheimischen Rechts­
entwicklung, dem Rechtszuge an die Oberhöfe, der auch in den lateini­
schen Quellen vielfach Appellation genannt wurde. 

1) Fr. 32 D. de re iud. 42, 1: Cum prolatis constitutionibus contra 
eas pronuntiat iudex eo quod non existimat causam, de qua iudicat, 
per eas iuvari, non videtur contra constitutiones sententiam dedisse. 

2) Fr. 1 § 2 D. quae sent. sine app. resc. 49, 8. 

3) Fr. 19 D. de appell. 49, 1, c. 2 C. quando provoc. necesse 
non est, 7, 64. 
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Das alteReich hatte nominell einengerneinsamen höchsten Gerichts· 
hof in den erst mit 16, dann mit 50, dann wieder mit 25 Urteilern besetzten 
Reichs-Kammergericht, mit welchem noch derReichs-Hofratkonkurrierte. 
Das Reichs-Kammergericht war kein bloßes Appellationsgericht, insofern 
es für Reichsunmittelbare die erste Instanz bildete. Andererseits 
waren ihm aber durch die privilegia de non appellando der Territorien, 
welche teils unbeschränkt waren, teils bis zu gewissen Beschwerde­
summen gingen, die Appellationen und Ober-Appellationen in erheb­
lichem Umfange entzogen und den Landesgerichten vorbehalten. Wenn 
die Tätigkeit des "seligen" Reichs-Kammergerichts, wie Staatssekretär 
Nieherding kürzlich ausführte, "einen unlöschbaren Makel auf die Ge­
schichte der deutschen Rechtsentwicklung geworfen hat", so hat dies 
neben der Schwerfälligkeit seinen Hauptgrund in der zu großen Aus­
dehnung des Rechtsmittels. 

Waldeck sagte: "Es läßt sich nicht verkennen, daß nicht 
bloß die mangelhafte Besetzung, nicht bloß die zunehmende 
Auflösung der allgemeinen Rechtsverhältnisse , sondern vor­
züglich auch die Ausdehnung in der Prozedur der Rechtsmittel Ur­
sache gewesen ist, warum dieser höchste Gerichtshof für den prak­
tischen Rechtsschutz so wenig geleistet hat - es braucht nur an die 
Endlosigkeit der Reichs-Kammergerichtsprozesse erinnert zu werden, 
um die Unzweckmäßigkeit eines Rechtsmittels zu begreifen, das die 
Totalität der Sache zur Entscheidung des höchsten Gerichtshofes 
brachte - Schriftlichkeit und Ober-Appellation haben die Langwierig­
keit deutscher Prozesse sprichwörtlich gemacht und unser Verfahren 
dem Spotte ausgesetzt." 

Als Abhilfe griff man zu dem Mittel der Beschwerdesumme, 
welches - nebenher bemerkt - auch insofern eine Rolle spielte, als 
die Revision gegen Urteile des Reichs-Kammergerichts an die Visi­
tationskommission bezw. gegen Urteile des Reichs-Hofrats an den 
Kaiser von einer Beschwerdesumme von 3000 Gulden abhängig war. 
Man bestimmte im Jahre 1521 die Beschwerdesumme auf 50 Gulden, 
1570 auf das dreifache, 150 Gulden, 1600 wurde verdoppelt auf 300 Gul­
den und 1654 wieder verdoppelt auf 600 Gulden, womit man bei dem 
12 fachen der ursprünglichen Beschwerdesumme angelangt war, ein 
eklatanter Beweis, wie solchen Beschwerdesummen die Tendenz inne­
wohnt, sich immer weiter zu erhöhen und wie sie gleichwohl nicht 
dazu führen, der Prozeßverschleppung ein Ziel zu setzen. 

Übrigens war man im alten Reich weit entfernt davon, bei 
mangelnder Beschwerdesumme jegliches Rechtsmittel gegen Appel­
lations-Urteile zu versagen. Abgesehen v.on der im weiten Umfange 
zugelassenen Restitution zur Ermöglichung nachträglichen Vorbringens, 
gab es Rechtsmittel unter dem Namen der Supplikation, Revision oder 
Läuterung, die zum Teil auch mit der Ober-Appellation konkurrierten. 
Insbesondere hatte der jüngste Reichsabschied von 1654 im Anschluß 
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an die Verdoppelung der Beschwerdesumme verordnet,l) "daß, auf den 
Fall die Summa nicht appellabel und den effectum devolutivum an 
das Kammergericht nicht gehaben könnte, daß alsdann der Partei ordent­
liche Obrigkeit die Akta durch gewisse unparteiische Rechtsgelehrte 
revidieren oder auf unparteiische Universität oder anderes Collegium 
iuridicum zu schicken und dero rechtliches Gutachten darüber zu er­
fordern schuldig sein." Es war also den Parteien 111 den kleinen 
Sachen, namentlich durch die Aktenversendung an die Universitäten, 
der Weg eröffnet, eine sachverständige Überprüfung des Appellations­
Urteils zu erlangen. Die früher erwähnte römische Einschränkung, 
daß nicht zum dritten Male appelliert werden dürfe, hatte im kanoni­
schen Recht die erweiternde Fassung erhalten, daß nicht gegen das 
dritte konforme Urteil appelliert werden dürfe. Partikularrechtlich war 
aber vielfach schon die Ober-Appellation gegen das zwe1te konforme 
Urteil ausgeschlossen. 

Dazu trat nun aber noch die Nichtigkeitsbeschwerde, welche 
sich durch das kanonische Recht und die mittelalterlich italienische 
Doktrin und Praxis. über das römische Recht hinaus zu einem förm· 
Iichen Rechtsmittel, zunächst freilich ohne Devolutiveffekt, entwickelt 
hatte. Der Kreis der Nichtigkeitsgründe war erweitert, insofern das 
kanonische Recht die iniquitas manifesta und die italienische Doktrin 
die Aktenwidrigkeit als Nichtigkeitsgründe anerkennen. Zunächst war 
die Nichtigkeitsbeschwerde mit ihrer 30jähr'igen Frist ein Mittel, die 
Endgültigkeit der Urteile auf ein Menschenalter in Frage zu stellen. 
Nachdem aber der jüngste Reichsabschied die nullitates insanabiles 
auf Nichtigkeiten in den Personen der Richter und der Parteien und 
in den substantialibus des Prozesses beschränkt, und im übrigen die 
Nichtigkeitsbeschwerde an die Appellationsfrist gebunden, aber mit 
Devolutiveffekt ausgestattet hatte, war sie eigentlich, soweit zugleich 
Appellation bezw. Ober-Appellation eingelegt wurde, praktisch mit 
dieser verschmolzen. Jedoch wurden beide insofern auseinander­
gehalten, als das Ober-Appellationsgericht zunächst prüfte, ob etwa 
sententia nulla vorläge, bejahendenfalles das Urteil aufhob und erst 
bei Verneinung der Frage auf die der Appellation zugrunde liegende 
Frage, ob sententia injusta sei, einging. 

Eine selbständige Bedeutung behielt aber die querela nullitatis 
sanabilis für diejenigen Fälle, in denen wegen fehlender Beschwerde­
summen die Ober- Appellation ausgeschlossen war, indem sie hier 
neben der Supplikation emen Ersatzrechtsbehelf darbot. Es muß aber 
immer wieder daran erinnert werden, daß diese Nichtigkeitsbeschwerde 
nicht die Aufgabe hatte, die Rechtsanwendung des angefochtenen 
Urteils nachzuprüfen, daß sie keine Rechtsrevision darstellte. 

1) § 113 - Ähnlich schon § 16 des Reichs-Deputationsabschiedes 
von 1600 bei Erhöhung der Beschwerdesumme. 
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§ 4-. 

F r a n z ö s i s c h e s R e c h t. 1) 

Die Rechtsrevision verdanken wir der eig-enartigen Entwicklung 
des französischen Rechts. Ich mußte der heute in Paris stattfindenden 
Centenarfeier des code civil mit Rücksicht auf diesen Vortrag fern 
bleiben. Umso mehr freut es mich, heute dieses besondere Verdienst 
um die Fortentwicklung des Zivilprozesses hier hervorheben zu 
können. Schon im 13. Jahrhundert unter König Ludwig dem Heilig-en 
wurden königliche Vertrauensmänner (maitres des requetes cle l'hotel) 
beauftragt, die an den König gerichteten Supplikationen in Empfang 
zu nehmen und einer Vorprüfung zu unterziehen. Seit dem 16. Jahr· 
hundert unterschied man bei den in Prozeßsachen bei dem obersten 
Gerichtsherrn eingehenden Supplikationen, insbesondere den gegen die 
Urteile des Pariser Parlaments und der daneben getretenen Provinzial­
parlamente gerichteten zwischen Rechtsirrtum und faktischem Irrtum. 
Die Maitres des requetes verwiesen die Fälle, in denen sie Rechtsirrtum 
annahmen, nicht wie die Fälle des faktischen Irrtums an das er­
kennende Gericht zurück, sondern sie brachten diese an den conseil 
des parties, eine Sektion des grand conseil du roi, welche unter dem 
Präsidium des Königs oder Kanzlers ohne Verhandlung mit den Parteien 
die Sache materiell entschied. An diese Einrichtung knüpfte die 
französische Revolution an, als sie im Jahre 1790 den Kassationshof 
mit seinem im wesentlichen noch heute bestehenden Verfahren schuf. 
Man war in Anbetracht der Eingriffe, welche sich der alte conseil in 
die Justiz erlaubt hatte, darüber einig, daß die neue Behörde, welche 
man immer noch mehr als Aufsichtsorgan denn als eigentliches Instanz­
gericht ansah, unter keinen Umständen in der Sache selbst ent­
scheiden dürfe, sondern sich auf die Frage beschränken müsse, ob 
eine Nichtigkeit vorliege, deren Bejahung nur zur Kassation des Urteils 
und Zurückweisung der Sache an das ordentliche Gericht führen könne. 
Letzteres ist zunächst nicht einmal an die Rechtsansicht des Kassations­
hofs gebunden, sondern erst bei der praktisch seltenen zweiten Kassation 
welche durch die vereinigten Kammern erfolgen muß. 

Dagegen sind in der Organisation des Kassationshofs die Spuren 
der früheren Einrichtung deutlich zu sehen. Er erhielt für Zivilsachen 
eine doppelte Organisation, die chambres des requetes anstelle der 
alten maitres des requetes und die chambres civiles zum Ersatze des 
consell des parties. Die Vorprüfung wird in jedem Falle auf Grund 
einer einseitigen mündlichen Verhandlung durch die chambres des 
requetes vorgenommen. In den von dieser ohne Angabe der Gründe 
zugelassenen Kassationsgesuchen entscheidet die chambre civile auf 
Grund zweiseitiger mündlicher Verhandlung, ob das Urteil zu kassieren 

1) Vgl. Glassou in der "Grande encyclopedie s. v. cassation", 
sowie meine Abhandlung "Die Reform des Rechtsmittels der Revision 
im Zivilprozeß" in Iherings Jahrbüchern Bd. 38 S. 271 ff. 
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sei. In 20-50% der zugelassenen Sachen erfolgt Zurückweisung des 
Gesuchs durch die chambre civile. Es liegt dann regelmäßig ein 
Widerspruch der beiden Kammern vor. Dies wird in Frankreich er­
tragen, während man eine Teilung der Kammern in mehrere gleich­
artige perhorresziert, um Widersprüche zu vermeiden. 

Der große Fortschritt, der bei der Ausgestaltung der französi­
schen Kassation gegenüber der alten querela nullitatis gemacht wurde, 
war der, daß die bei letzterer eigentlich nicht in Betracht kommende, 
jedenfalls in den Hintergrund gedrängte Frage, ob das materielle Recht, 
verletzt sei, allerdings mit der Beschränkung auf das einheimische 
Recht, in die erste Linie gerückt wurde, sodaß nun auch wirkliche 
Zweifelsfragen durch den obersten Gerichtshof gelöst werden konnten. 
Auch die Frage der richtigen Subsumption, welche der Nichtigkeits­
beschwerde entzogen war, wurde von der Kassation in den Bereich 
der Prüfung gezogen. 

Die Prüfung des Prozeßverfahrens bleibt daneben bestehen. Der 
ursprüngliche gesetzliche Ausgangspunkt war der, daß nur bei aus­
drücklich angedrohter Nichtigkeit ein Prozeßverstoß zur Kassation 
führen dürfe. Die Praxis des Kassationshofs hat aber auch sonstige 
formes substantielles berücksichtigt. Die Einzelheiten kann ich im 
Rahmen dieses Vortrages nicht darstellen. Frankreich besitzt ein ganz 
ausgezeichnetes und umfangreiches Werk des Kassationsgerichtsrats 
Crepon, 1) welches unter Benutzung auch des ungedruckten Materials 
die Grundsätze und Grenzen der Kassation darstellt. wie sie die Praxis 
des Kassationshofs seit seinem Bestehen geübt hat. Einiges daraus 
habe ich bei anderer Gelegenheit mitgeteilt. Ich habe darauf hmge­
wiesen, einerseits, daß der Kassationshof, obwohl der code civil in 
Art. 1134 sagt: les conventions tiennent lieu de loi a ceux qui !es 
onts faites, die eigene Auslegung der Rechtsgeschäfte nur soweit in 
Anspruch nimmt, als er den rechtlichen Charakter derselben feststellt 
und nicht duldet, daß er denaturiert wird,2) wobei er die Urkunde 
selbst und nicht etwa eine aktenwidrige Mitteilung in den Gründen 
zugrunde legt, andererseits, daß auch der Mangel von Gründen 
Kassationsgrund ist. Aber es ist aufs schärfste zu betonen, daß der 
Kassationshof in ganz fester 100jähriger Praxis jeden Eingriff in die 
tatsächliche Feststellung vermeidet.3) Ob die Gründe gut oder schlecht 
sind, es genügt ihm, daß Gründe vorhanden sind. Er läßt den 
Appellationsrichter souverän in der appreciation des faits, da er, wie 
Crepon sagt, sonst selbst zu einem Appellationsgericht werden würde. 
In dieser möglichst scharfen Abgrenzung von Tat- und Rechtsfrage 
sehe ich das Hauptcharakteristikum des französischen Verfahrens. 

1) Du pourvoi en cassation en matit:re civile, 1892. 
2) Glasson sagt a. a. 0.: La fausse interpretation d'un contrat 

ne donnerait jamais ouverture a la cassation. 
3) Elle doit a.ccepter les faits tels, qu'ils lui sont presentes par 

la decision qui lui est deferee, sagt Glasson. 
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Eine weitere Eigentümlichkeit ist die Beschränkung auf die 
moyens de cassation, welche die Parteien in ihrer bei dem Kassations­
hof selbst einzureichendes requete oder dem innerhalb Ausschlußtrist 
folgenden memoire ampliative vorgebracht haben, ohne daß aber 
eine bestimmte Bezeichnung verletzter Rechtsnormen vorgeschrieben 
ist. Dabei gilt der Grundsatz, und auch darin liegt eine nicht unerheb­
liche Beschränkung: le moyen ne doit pas etre nouveau, der Punkt 
muß bereits in der Vorinstanz erörtert sein. 

Weitere Besonderheiten sind: 
1. Mitwirkung der Staatsanwaltschaft in jedem Falle. Sie hat 

auch die Befugnis, dans le seul interet de Ia loi eine nicht 
unter den Parteien wirksame Kassation des Urteils herbei­
zuführen, außerdem auch auf Anweisung des Justizministers 
wegen exces de pouvoir Kassation zu begehren. 

2. Einleitung der mündlichen Verhandlung durch einen Bericht­
erstatter, der bei der chambre des requetes sogar öffentlich 
votiert. 

3. Die Rollen des avoue und des advocat sind in einer Hand. 
4. Die Kassation hat keinen Suspensiveffekt. 
Neben dem Kassationsgesuch besteht noch die requete civile, 

ebenfalls aus der alten Supplikation entstanden, eigentlich mit dem 
Zweck, Übersehenes zur Geltung zu bringen, doch fallen unter dieses, 
ziemlich seltene Rechtsmittel auch gewisse prozessualische Verstöße, 
sodaß eine scharfe Abgrenzung gegenüber der Kassation fehlt. 

Auch heute noch kommt der Pariser Kassationshof für Zivil­
sachen mit den beiden Kammern von je 16 Mitgliedern aus, von denen 
mindestens 11 an der Sitzung teilnehmen müssen. Die chambre civile 
erledigt nebenher noch die Wahlprüfungssachen, im Jahre 18% 2180, 
im Jahre 1901 nur 276. Die Kassationsgesuche sind von 671 im Jahre 
1896 auf 744 im Jahre 1901 gewachsen, hauptsächlich infolge der 
übrigens auch mit viel Arbeit verbundenen zahlreichen Kassations­
gesuche in den Unfallsachen (accidents de travail). Immerhin ist die 
Zahl der Kassationen im Verhältnis zur Einwohnerzahl des Landes 
auffällig gering. Die chambre des requetes, welche dreimal in der 
Woche Sitzung hält, hat im Gerichtsjahr 1901/02 660 Urteile gesprochen 
und 1092 Sachen auf das neue Gerichtsjahr übertragen. Man hält das,l) 
obwohl die Rückstände wachsen, für durchaus normal und denkt an 
keine Abhilfe. Über Verschleppung und Überlastung wird nicht ge­
klagt, obwohl die doppelte Bearbeitung durch zwei Kammern eine 
erhebliche, nicht unbedingt notwendige Mehrarbeit verursacht. Im 
Gegenteil, sagt Frankreichs erster Prozessualist: 2) La cour de cassation 

1) Auskunft gab freundliehst Herr Advokat Dr. Eugene Weber 
111 Paris. 

2) Glassou a. a. 0. Die letzte mir zugänglich gewesene Statistik 
enthält den Bericht über die audience de rentree des Kassationshofs 
vom 16. Oktober 1902. 
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telle qu'elle functionne aujourd'hui rend de l'aveu de tous d'immenses 
services. 

Eine Kassationssumme gibt es in Frankreich nicht, und die 
Appellationssumme von 1200 M. schließt nicht, wie die Motive der 
deutschen Zivilprozeßnovelle irrtümlich annehmen, die Kassation aus. 
Diese geht vielmehr alsdann gegen die Urteile erster Instanz; nur in 
friedensgerichtlichen Sachen unter 80 M. ist sie regelmäßig ausge­
schlossen. 

Gegen zu viele unbegründete Kassationsgesuche schützt die 
Succumbenzstrafe von regelmäßig 150M., welche bei Einlegung hinter­
legt werden muß und bei Zurückweisung verfällt. Seltsamerweise 
wird sie bei Zurückweisung durch die chambre civile verdoppelt. 
Hinzu tritt die Verurteilung des Zurückgewiesenen zur Schadloshaltung 
des Gegners. Die Succumbenzstrafe fällt aber in Armenrechtssachen, 
zu denen die vorgenannten Unfallsachen gehören, fort. Die Armen­
rechtsbewilligung besorgt ein besonderes bureau d'assistance judi­
ciaire, wie man denn überhaupt,. abgesehen von den W ahlsachen, den 
Kassationshof von Nebengeschäften, die mit erheblicher Arbeit ver­
bunden sind, frei gehalten hat. Die Beschäftigung der Zivilkammer 
mit der Dreyfußsache kann als etwas ganz ausnahmsweises nicht mit­
zählen. 

§ 5. 

R e c h t s r e v i s i o n o h n e R e v i s i o n s s u m m e. 

Die Rechtsrevision hat sich, und zwar meistens in der Form der 
französischen Kassation, fast ganz Europa erobert. Wenn ich das 
Deutsche Reich zunächst außer Betracht lasse, so stehen in Europa 
außerhalb der Rechtsrevision nur die nördlichen Länder: Skandinavien 
einschließlich Finland, Holland, Großbritannien und Irland, außerdem 
Ungarn und Montenegro. Dazu treten außerhalb Europas die Ver­
einigten Staaten von Nordamerika sowie Argentinien, während Bra­
silien und Costarica der Rechtsrevision unterstehen. Alle diese Staaten 
mit Rechts-Revision kommen wie Frankreich mit gar keiner oder einer 
ganz minimalen Rechtssumme aus, mit Ausnahme von Portugal, Bra­
silien, Costarica und der Schweiz. Auch wird die Rechtsrevision regel­
mäßig auch gegen inappellable Urteile erster Instanz gegeben, sodaß 
die Appellations-Summen ihren Wirkungskreis nicht einschränken. 
Vielfach ist die chambre des requetes beseitigt worden. 

In Belgienl) fällt das Sucumbenzgeld von 120M. an den Gegner, 
auch darf der Kassationshof in der Sache selbst entscheiden. Die 
Staatsanwaltschaft sendet ihre schriftlichen Konklusionen dem Bericht­
erstatter und konferiert mit ihm vor der Fertigstellung seines schrift­
lichen Referats. 

L) Auskunft gab Herr Advokat de Buggenoms in Lüttich. 
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In Luxemburg kann der Kassationshof, wenn er vernichtet, 
eine neue tatsächliche Feststellung machen. Auch ist die Vorinstanz 
sofort an seine Rechtsanschauung gebunden. 

In SpanienlJ ist die Kassation nur gegen Urteile der von einer 
summa appellabilis nicht abhängigen Appellationsinstanz gegeben, 
Kassationsgrund ist auch der Widerspruch mit den Rechtsanschauungen 
der Praxis (doctrina legal), d. h. des Kassationshofes, dessen Sprüche 
in der Gesetzsammlung mitgeteilt werden. Die prozessualen wie 
materiellen Kassationsgründe sind im einzelnen im Gesetz ausgeführt. 
Erstere hängen von einer Rüge in der Vorinstanz ab. Die Kassation 
wird bei dem Appellationsgericht eingelegt, welches die Formalien 
prüft. - Der Kassationshof zerfällt für Zivilsachen in zwei Senate, von 
denen der eine bei Prozef~mängeln, der andere nur bei materiellen 
Rechtsverletzungen zuständig ist, eine Einrichtung, die vorübergehend 
aufgehoben, aber wieder eingeführt wurde. Nur der materielle Senat 
darf auch in der Sache selbst entscheiden. Bei Verbindung von 
materiellen und prozessualen Rügen geht die Sache zunächst an den 
prozessualischen Senat. Das Referat wird den Parteien vor der Sitzung 
mitgeteilt. Das bis 860 M. gehende Succumbenzgeld wird bei bloßen 
Prozeßrügen ermäßigt und verfällt zum Teil dem Gegner. 

Wenn auch eine Beschwerdesumme generell nicht besteht, so ist 
doch in den Sachen bis 2580 M. die das Rechtsmittel zur Nichtigkeits­
beschwerde herabdrückende Beschränkung gegeben, daß Verstöße 
gegen das materielle Recht nicht geltend gemacht werden können. 
Das Verfahren ist prompt. 

Neben der Kassation besteht aber noch recurso de suplica behufs 
Revision durch dasselbe Gericht, was namentlich für die Sachen unter 
2580 M. wichtig ist. . 

In Monaco ist der Fürst, der sich eines Pariser conseil des 
jurisconsultes bedient, die Kassationsinstanz. 

In Bulgarien gibt es neben der Kassation noch die Revision, 
auf Grund neu ermittelter Tatsachen. 

Für Serbien ist nichts besonderes zu bemerken. 
In Rumänien 2) geht die Kassation gegen Friedensgerichtsurteile 

bis 240 M. an das zur Entscheidung in der Sache selbst befugte Tri­
bunal und nicht an den Kassationshof. Die requete civile ist umge­
staltet. Die Mitglieder des Kassationshofes werden alljährlich in die 
Zivil- und die Strafkammer verloost, was der Stetigkeit und dem An­
sehen der Präjudizien schadet. Die Zivilkammer hält vier wöchentliche 
Sitzungen. Die Termine werden nach vier Monaten angesetzt, über 
Verschleppung wird nicht geklagt. 

1) Den neuesten Stand in Spanien berichtete mir Herr Professor 
Dr. Altamira in Oviedo. Maßgebend sind jetzt Art. 1686 ff. der Ley de 
enjuiciamento civil vom 13. Februar 1881. 

2) Auskunft gab Herr Professor Dr. Tanoviceanu in Bukarest. 
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In der Tür k e i ist die Trennung des Kassationshofes in die 
chambre des requetes und die chambre civile beibehalten. Bei Immobiliar­
streitigkeiten besteht Suspensiveffekt. Das Rechtsmittel wird bei der 
Vorinstanz angebracht. 

In Griechen 1 an d 1) hatte man bis 1834 die Ober-Appellation. 
Man war genötigt gewesen, bei Appellationen gegen ein konformes 
Appellationserkenntnis eine Beschwerdesumme von 8000 Phönix oder 
5400 M. zu erfordern. Seit 1834 besteht aber die Kassation unter Ab­
schaffung jeder Beschwerdesumme. Die vorher zu hinterlegende 
Succumbenzstrafe beträgt 54 M. Das Erscheinen der Parteien in der 
mündlichen Verhandlung ist nicht erforderlich. Der Areopag ist befugt, 
in der Sache selbst zu erkennen, wenn die kassierte Sache zum zweiten 
Male an ihn gelangt. Er besteht aus zwei Abteilungen mit 18 Mit­
gliedern. Die erste Abteilung hat lediglich die Zivil-Kassationen. Die 
zweite Abteilung hat die Straf-Kassationen, die Bestimmung des zu­
ständigen Gerichts, Klagen gegen richterliche Beamte und die Ent­
scheidungen in der Sache selbst in Zivilsachen. Bei Kassation im 
Interesse des Gesetzes und wegen Überschreitung der Amtsgewalt 
bei einem erneuten Kassationsgesuch gegen das zweite Berufungs­
urteil, welches sich der Rechtsanschauung des ersten Kassationsurteils 
nicht gefügt hat, bei Meinungsverschiedenheiten der beiden Ab­
teilungen und bei Kompetenzkonflikten erfolgt eine auf die Rechts­
frage beschränkte Plenarentscheidung. Über den Geschäftsgang wird 
mir berichtet, daß erst mit Ende Oktober 1904 die Verhandlung der 
Sachen beginnt, welche auf die Audienzrolle des Jahres 1903 gesetzt 
sind, sodaß also ein starker Rückstand besteht. 

In Italien bestehen in Zivilsachen noch fünf Kassationshöfe, 
von denen Rom nur in gewissen Sachen, z. B. Steuern, ausschließlich 
zuständig ist. Von Prozeßverstößen werden nur die unter Strafe der 
Nichtigkeit gestellten beachtet. Die übrigens in Armensachen in 
Wegfall kommenden Beschwerdesummen sind ganz gering, 20M. für 
den Einzelrichter, 60 M. für die erste Instanz, 120 M. für die zweite 
Instanz. Die Zivilabteilungen der fünf Kassationshöfe haben 60 Mit­
glieder. Während Turin und Florenz prompt arbeiten, hatten am 
1. Januar 1904 an Rückständen Rom 558, Neapel 835 und Palermo 1238 
Sachen. Man schiebt das2) auf die Steigerung der Geschäfte und die 
Langsamkeit der Anwälte und Parteien. Sollte aber nicht auch die 
geographische Lage des Gerichts eine Rolle dabei spielen? 

In RußlandS) fallen die Sachen unter 65 M. als Kassationsinstanz 
den Friedensrichter-Versammlungen zu. Gegen die Entscheidung der 

1) Wertvolles Material gab Herr Advokat Dr. Aravantinos aus 
Athen, z. Z. in Berlin. 

2) Auskunft gab Herr Kassationsgerichtsrat Setti in Turin. 
S) Ich erhielt Berichte des Herrn Staatsrats Professor Dr. von So­

kolski in Odessa und des Herrn Professor Dr. Grimm in St. Petersburg. 
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drei Handelsgerichte in Moskau, Petcrsburg und Odessa gibt es bei 
Objekten über 3250 M. Appellation an das gerichtliche Departement 
des dirigierenden Senats. Im übrigen besteht die Kassation an das 
Kassationsdepartement des dirigierenden Senats, welche bei der Vor­
instanz eingelegt und von dieser hinsichtlich der Formalien geprüft 
wird. Daß dieses aus etwa 30 Mitgliedern bestehende Departement 
bei Erledigung der Kassationen aus dem ganzen russischen Reich 
mit Ausnahme von Finnland und zum Teil dem Kaukasus, wo das 
Appellationsgericht in Tiflis Kassationsinstanz für die Friedensgerichte 
ist, überlastet sein muß, liegt auf der Hand. Man hat, um es trotzdem 
arbeitsfähig zu erhalten, seit 18 Jahren eingeführt, daß die Sachen 
zunächst an Deputationen von drei Mitgliedern gehen. Nur wenn diese 
drei uneinig sind, gelangt die Sache in die allgemeine Versammlung 
von sieben, deren Entscheidungen allein zur Veröffentlichung ge­
langen. Zu der ziemlich bedeutungslosen mündlichen Verhandlung 
können die Parteien kommen. Berücksichtigt wird aber nur die 
schriftliche Rechtfertigung. Übrigens sollen Verletzungen des materiellen 
Rechts von Amtswegen beachtet werden. Man arbeitet so angestrengt, 
daß man 30-70 Sachen in einer Sitzung erledigt. Gleichwohl kommen 
die Sachen im Durchschnitt erst nach 1-2 Jahren zur Verhandlung. 
Die Einführung einer Beschwerdesumme steht nicht in Frage. D:i­
gegen hat man eine Änderung in der Zuständigkeit getroffen, welche 
aber als reformatio in peius angesehen wird. Man hat 1889 in 
mehreren Gouvernements an die Stelle des Friedensrichter-Plenums 
eine Art Plenum der Landhauptleute gesetzt, welches als Appellations­
Instanz fungiert. Ihm gegenüber bildet die Kassations-Instanz anstelle 
des Senats eine gemischte Gouvernementsbehörde, in der der Gou­
verneur, der Adelsmarschall und einige Bezirksrichter sitzen. Der 
Justizminister ist jedoch, aber nur im Einverständnisse mit dem Minister 
des Inneren, befugt, die hier entschiedenen Sachen dem Kassations­
departement des Senats zur Nachprüfung zu überweisen. 

Zuletzt komme ich auf Österreich, das aus verschiedenen 
Gründen für uns am bedeutsamsten ist. Es bestand bis 1895 Ober­
Appellation, hier Revision genannt und daneben die alte Nichtigkeits­
beschwerde. Nach dem Gesetze war llie OberAppellation bei Kon­
formität der Vorentscheidungen ausgeschlossen, doch hat sich die 
Praxis darüber hinweggesetzt. 

Seit 1895 ist die Revision bei dem obersten Gerichtshof zu 
einer Rechtsrevision geworden, die aber in manchen Punkten gegen­
über der französischen Kassation selbständig ausgestaltet ist. Sie geht 
nur gegen Urteile zweiter Instanz, ist in Bagatellsachen bis 75 M. 
ausgeschlossen, hat aber sonst keine Revisionssumme. Die Prozeß­
mängel sind speziell aufgeführt, aber mit der Klausel, daß jede Hin­
derung erschöpfender Erörterung und gründlicher Beurteilung Revisions­
gnmd ist. Revisionsgründe sind insbesondere Aktcuwidrigkeit, Mangel 
von Entscheidungsgründen, mangelnde und widerspruchsvolle Urteils-
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fassung. Die mit Suspensiveffekt ausgestattete Einlegung erfolgt bei 
dem Berufungsgericht, welches auch den Schriftwechsel mit dem 
Gegner veranlaßt Das Gesuch muß die Revisionsgründe angeben. 
Die Entscheidung erfolgt ohne mündliche Verhandlung, da von der 
Befugnis zur Anordnung einer solchen kein Gebrauch gemacht wird. 
Regelmäßig entscht idet das oberste Gericht in der Sache selbst, 
jedenfalls ist die Vorinstanz an seine rechtliche Beurteilung gebunden. 
Bei mutwilliger oder zur Verzögerung angebrachter Revision können 
gegen Parteien und Advokaten Mutwillenstrafen verhängt werden, was 

auch geschieht. 
Das Personal des obersten Gerichtshofs, dessen Bezirk 

ungefähr 26 Millionen Einwohner umfaßt, besteht aus 7 Prä­
sidenten und 63 Räten. Die Räte sind meist sowohl in Zivilsachen 
wie m Strafsachen tätig. 2fs der Arbeitskraft ist hier - wie wohl fast 
überall - auf uie Zivilsachen zu rechnen. Auf die Mitglieder fallen 
wöchentlich durchschnittlich 23j4 Zivilsitzungen. Da sie aber außerdem 
an vier der sieben wöchentlichen Strafsenatssitzungen teilzunehmen haben, 
so kommen sie auf fast 4 Sitzungen in der Woche. Gefällt sind 1903, wie 
ich zu meiner größten Überraschung vernahm,l) 6495 Zivilurteile. Es 
fallen also auf jedes Mitglied 150 Urteile, und ein Präsident ist bei 
1620 Urteilen beteiligt. Das Verfahren dauerte in 58 Ofo der Sachen 
nicht länger als 3 Monate und. in 92 % nicht länger als 6 Monate. 
Der ober;.te Gerichtshot ist stark beschäftigt, es besteht jedoch keine 
zu legislativen Abhilfemaßnahmen drängende Überlastung. Diese über­
raschende Leistungsfähigkeit ist offenbar wesentlich der Aufgabe des 
Mündlichkeitsprinzips zuzuschreiben. Über die Qualität der Recht­
sprechung bestehen keine Klagen. 

R e c h t s r e v i s i o n m i t R e v i s i o n s s u m m e i m A u s 1 an d e. 

Portugal2) hat sich mit seiner Revision der französischen 
Kassation eng angeschlossen, insbesondere darf nie in der Sache selbst 
entschieden werden. Aber die Entscheidung ist sofort für die Vor­
instanz bindend, und die Vorprüfung durch die chambre des requetes 
fällt weg. Die Richter votieren schriftlich. Der höchste Gerichtshof 
hat 15 Mitglieder in 2 Kammern für Zivi!- und Strafsachen. Es ge­
nügen aber zur Beschlußfassung 3 Richter. 

Es bestanden schon vor Einführung der Rechtsrevision für die 
damaligen Ober-Appellationen erhebliche Beschwerdesummen, welche 
beibehalten sind, ohne zu Klagen Veranlassung zu geben. In gewöhn­
lichen Zivilsachen sind es 1800 M., in Handelssachen allerdings 4500 M. 

1) Die Ang-aben über die Geschäftslast verdanke ich dem Herrn 
Sektionschef im K. K. Justizministerium Prof. Dr. Klein. 

2) Auskunft erteilte mir Herr Advokat Henrique Dally Alves de 
Sa in Lissabon. 
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und bei Konformität sogar 9000 M. Diese 1800 M. sind die höchste 
ordentliche Revisionssumme, die es bei der Rechtsrevision in Europa 
gibt. Es sind im Jahre 1903 900 Urte1le, darunter 425 Zivilurteile, auf 
Rechtsrevision gesprochen worden. Trotz dieser mäßigen Beschäftigung 
kommen Rückstände vor, welche auf zu hohes Alter der Mitglieder 
zurückgeführt werden. 

Von einem völligen Abschneiden des dreifachen Rechtsschutzes 
für kleinere Sachen ist aber in Portugal nicht die Rede. Es ist nämlich 
ohne Rücksicht auf die Höhe des Objektes das Rechtsmittel des 
Embargo gegeben, mittels dessen der Appellhof oder auch der 
Kassationshof um Revision seiner eigenen Entscheidung angegangen 
werden kann. Dabei dürfen auch neue Behauptungen und Urkunden, 
nicht aber neue Zeugen gebracht werden. Man betrachtet den 
Embargo als wirksames Mittel zur Erzielung der Regelmäßigkeit und 
Gerechtigkeit. 

Brasilien, welches sich dem portugiesischen Muster ange· 
schlossen hat, übrigens den schriftlichen Bericht des Referenten von 
2 Korreferenten prüfen läßt und Beratung nebst Abstimmung öffentlich 
vornimmt, hat eine Revisionssumme von 5000 M., läßt aber ebenfalls 
für kleinere Ocjekte den Embargo als Rechtsgang bestehen. 

In Costarica hat die Supplikation gegen Obergerichtsurteile im 
wesentlichen den Charakter der Kassation, da nur neu aufgefundene 
Urkunden zur Änderung der Tatfeststellung führen dürfen. Prozessua­
lische Nichtigkeiten werden von Amtswegen beachtet. Wenn Konfor­
mität vorliegt und nicht neue Urkunden beigebracht werden können, 
besteht eine Beschwerdesumme von 44 000 M. 

Wichtiger als diese exorbitanten, exotischen Erscheinungen sind 
für uns die Verhältnisse in der Schweiz.l) Bis zum Jahre 1874 lag 
hier der zivile Rechtsschutz ganz in den Händen der Kantone, die sich 
mit wenigen Ausnahmen notgedrungen mit einer Rechtsmittel-Instanz 
begnügten, die natürlich meistens als Appellation ausgestaltet war. 

Da eröffnete das Gesetz vom 29. Mai 1874 die Berufung an das 
aus 2 Abteilungen mit 14 Mitgliedern und 9 Ersatzmännern besetzte, 
aber auch noch anderweit beschäftigte, insbesondere unter Umständen 
in erster Instanz entscheidende Bundesgericht in Lausanne. Sie ist 
als Rechtsrevision gebildet, bei der nur Verletzungen des Bundesrechts 
in Frage kommen. Die Berufung wird bei der Vorinstanz eingelegt, 
die Formalien prüft der Präsident der Abteilung vorab, Beratung und 
Abstimmung sind öffentlich. 

Als man das Rechtsmittel 1874 einführte, fürchtete man eine 
Überlastung des Bundesgerichts und sicherte sich durch die hohe Be­
rufungssumme von 2400 M. Die Praxis zeigte aber bald die mit einer 
solchen verbundenen Übelstände. Deshalb beantragte Bundesrichter 

1) Das Material gab mir mein hiesiger Kollege Herr Professor 
Dr. Gretener. 
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Hafner, einer der bedeutendsten Praktiker der Schweiz, in seinem 1888 
g-efertigten Entwurf auf Grund 14jähriger Erfahrung die Herabsetzung 
der Berufungssummen auf 800 M. Er sagte: 1) "Es unterliegt keinem 
begründeten Zweifel, daß solange die Anrufung des Bundesgerichts 
durch einen Wert des Streitgegenstandes von mindestens 3000 Fr. be­
dingt ist, das Rechtsmittel das ihm vorgesteckte Ziel, die einheitliche 
Anwendung des eidgenössischen Privatrechts zu sichern, nicht oder 
doch nur sehr ungenügeiJ:d erreicht, und daß daher, sofern es dem 
Gesetzgeber mit der Herbeiführung einer einheitlichen Rechtsanwen­
Jung wirklich Ernst ist, in dieser Richtung eine Änderung im Sinne 
einer Herabsetzung des Streitwertes stattfinden muß. Ein Blick in 
die verschiedenen Zeitschriften, welche Urteile kantonaler Gerichte 
enthalten, zeigt zur Genüge einerseits, wie ungleich das eidgenössische 
Recht von jenen Gerichten ausgelegt und angewendet wird, und 
andererseits, daß die P r a x i s d e s B u n d e s g e r i c h t s e i n e v i e I 
zu seltene und spärliche ist, als daß sie Abhilfe 
schaffen und die einheitliche Anwendung des Bun­
desrechts sichern könnte. Daß aber bei der ungleichen An­
wendung der eidgenössischen Gesetze nicht nur die erstrebte Ge­
meinsamkeit des Rechts verkümmert, sondern auch die Rechtssicherheit 
in bedenklichem Grade leidet, liegt auf der Hand." 

Das Gesetz vom 22. März 1893 hat dann die Berufungssumme 
auf 1600 M. herabgesetzt, übrigens den Schutz der Firmen, Marken, 
Muster, Modelle, Erfindungen, Urheberrechte ganz befreit. Indessen 
ist in den Sachen unter 1600 M. immer noch ein beschränkteres, 
Kassation genanntes Rechtsmittel zulässig, das aber nur darauf ge­
stützt werden kann, daß zu Unrecht statt des Bunde~rechts kantonales 
oder ausländisches Recht zur Anwendung gebracht sei. Andererseits 
- und das erscheint mir im allerhöchsten Maße beachtenswert -wird 
ein Unterschied zwischen den Sachen unter und über 3200 M. gemacht, 
insofern in den ersteren regelmäßig keine mündliche Verhandlung 
stattfindet, dafür aber schriftliche Rechtfertigung verlangt und schrift­
liche Beantwortung gestattet wird. 

§ 7. 

0 b e r - A p p e l I a t i o n. 

Zu der Gruppe der Ober-Appellation gehören zunächst die Ver­
einigten Staaten von Nordamerika und Argentinien, die in den Ver­
einigt e n S t a a t e n gegebene Anrufung ues obersten Bundes­
gerichtshofs charakterisiert sich in der Hauptsache als Ober-Appellation. 
Die damit erforderlich werdende Einschränkung des Rechtsmittels wird 
einmal gegeben durch Zulässigkeit der Verurteilung der unterliegenden 
Partei zu doppelten Kosten und 10% Schadensersatz, außerdem aber 

1) Zeerleder, Die Reorganisation cler Bundesrechtspfiege. 1888, 
Seite 6. 
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durch Festsetzung einer Beschwerdesumme. Diese beträgt gegenüber 
unteren Bundesgerichten 8000 M., sonst 4000 M. In Columbia kann 
bei Rechtsfragen von prinzipieller Bedeutung die Ober-Appellation 
auch bei kleineren Objekten erlangt werden. Übrigens darf der ge­
ringere Wert des Geldes in Amerika hier nicht außer Betracht bleiben. 

In Argentin i e n ist der oberste Gerichtshof zweite Instanz 
und daher selbstverständlich als Appellationsgericht eingerichtet. Die 
Beschwerdesumme beträgt 800 M., doch kann auch in kleineren Sachen 
die Verletzung eines Bundesgesetzes Veranlassung zur Appellation 
geben. 

Das klassische Land eines aut die herrschende Klasse be­
schränkten Rechtsschutzes war und ist auch großenteils noch Eng-
1 an d. Das gilt und galt nicht bloß von der obersten Instanz. So 
sagt Ernst Beymann in seinem Überblick über das englische Privat­
recht:!) ,,1846 wurden die Bagatellgerichte geschaffen, welche den 
ärmeren und mittleren Klassen die Jahrhunderte fast entbehrte Mög­
lichkeit der Prozeßführung wieder verschafften.'' Das Rechtsmittel 
dritter Instanz ist in Groß-Britannien und Irland. wenigstens in der 
Regel, die Ober-Appellation an das englische Oberhaus. Es besteht 
zwar keine Beschwerdesumme, aber etwas Anderes, das den Rechts­
schutz noch weit wirksamer auf die oberen Zehntausend beschränkt, 
nämlich die Verpflichtung zur vorherigen Sicherheitsleistung für die 
Prozeßkosten in Höhe von wenigstens 4000 M., von welcher auch 
- sehr charakteristisch - das Armenrecht nicht befreit. Immerhin 
ist aber zu beachten,2) daß bereits der eine Appellhof Gericht für 
ganz England ist und daß hierdurch, sowie durch den Satz, daß Prä­
judizien für gleichgestellte und nachgeordnete Gerichte bindend sind, 
schon für eine gewisse Einheitlichkeit der Rechtsprechung gesorgt ist. 

Im übrigen kommt die Ober-Appellation nur noch in kleineren 
Staaten vor, welche zum Teil nicht in der Lage sind, Bezirks-Appella­
tionsgerichte einzurichten, so daß für den als zweite Instanz fungierenden 
obersten Gerichtshof die Einrichtung als Appellationsgericht geboten 
erscheint. 

In Montenegro herrscht eine patriarchalische Justiz. DerFürst 
entscheidet über Beschwerden gegen das Obergericht in ganz freier 
·weise. Von einer Beschwerdesumme ist indessen nicht die Rede. 
"Wer nicht eines Groschens wegen zu mir kommt, um sein Recht zu 
verlangen," sagte Nikolaus I., "der ist keinen Groschen wert." 3) 

In Ungarn geht die Ober-Appellation an die Kurie inBudapest. 
Es konkurriert damit die Nichtigkeitsbeschwerde alten Stils mit 22 pro­
zessualischen Nichtigkeitsfällen. Das neue Vorbringen ist eingeschränkt. 

1) Holtzendorff- Kohler, Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 
Seite 803. 

2) Worauf mich Herr Prof. E. Beymann hingewiesen hat. 
3) Kostik bei Löwenfeld a. a. 0. II. S. 338. 
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Bei Konformität der Vorentscheidungen muß der Prozeßgegenstand 
über 425 M. wert sein. Es uesteht eine Frivolitätsstrafe gegen die 
Ad,·okaten, welche dabei Regreß an die Parteien nehmen können. 

Ähnlich liegen die Verhältnisse bei der Septemviraltafel in Agram 
für Kroatien. Aber hier besteht keine Beschwerdesumme. Da~ 

Rechtsmittel heißt "Revision'' und bei Konformität der Vorentscheidung 
,,außerordentliche Revision". 

In den Niederlanden!) fungiert der hoheRat mt:istens als Ge­
richtshof zweiter Instanz. Das "Revision" genannte Rechtsmittel ist 
Appellation und an eine Beschwerdestimme von 700 M. geknüpft. In 
dc:m kleineren Sachen bleibt aber die Rechtsrevision in der Form der 
Kassation. 

In Schweden1) ist der höchste Gerichtshof mit 16 Mitgliedern 
in zwei Abteilungen und einem Plenum für Kontroversen der Ab­
teilungen dritter Instanz gegenüber dem Hofgericht. Die Ober­
Appellation, neben welcher aber die alte Nichtigkeitsbeschwerde ohne 
Beschwerdesumme fortbesteht, wird als examen prioris instantiae 
charakterisiert, bei dem aber neues Vorbringen gestattet ist. Eine Be­
schwerdesumme besteht auch für die Ober-Appellation nicht, wohl 
aber der vorweg zu erlegende Revisionsschilling bis 225M , der indessen 
Armen erlassen wird. Daß der König mit zwei Stimmen teilnimmt, 
kommt praktisch nicht mehr vor. Die Sache gelangt aber zunächst in 
die sogenannte untere Justizrevision, wo ein durch das Loos bestimmter 
Sekretär ein Referat erstattet und mit zwei Kollegen ein Gutachten 
herstellt. Die Entscheidung erfolgt in nicht öffentlicher Sitzung ohne 
Anwaltszwang nach Verlesung der Schriftsätze. 

Ähnlich ist das Verfahren in Finn I ancl vor dem Justizdepartement 
des Senats in Helsingfors. An die Stelle der unteren Justizrevision 
kann ein V erhör durch zwei Sekretäre treten: Plenarsitzungen finden 
nicht statt. 

In D !l.nemark ist das Hoiesteret mit neun Mitgliedern gegen­
·uber dem Stadtgericht von Kopenhagen zweite, sonst dritte Instanz, 
aber auch in letzterem Falle Appellationsgericht. Der Satz, daß der 
Richter der unteren Instanz mit vor die höhere Instanz geladen werden 
muß, erinnert an rlie germanische Urteilsschelte. Es besteht eine 
Appellationssumme von 225 M., für die Kolonien 450 M., von der man 
aber Regierungsdispens unschwer erlangen kann, daneben eine kleine 
Succumbenzstrafe, höchstens 12112 M. 

Die noch geltende norwegische Prozeßordnung ist der däni· 
sehen nahe verwandt. Das Hoiesteret, sieben Mitglieder, aber zugleich 
für die Strafsachen, fungiert als Appellationsgericht gegenüber den 

1) Auskunft gab Herr Professor Max Conrat in Amsterdam. 
2) Für Skandinavien erhielt ich sehr eingehende schriftliche und 

mündliche Information von dem Herrn Hoiesteretsadvocat C. Unger 
in Christiania. 
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Stadtgerichten in Christiania und Bergen, dagegen als Ober-Apellations­
gericht gegenüber den Stiftsgerichten in Christiania, Bergen und 
Drontheim. Neues Vorbringen bedarf besonderer gebührenpflichtiger 
Bewilligung, die bei Beweismitteln leicht, bei Behauptungen schwer 
gegeben wird. Die Mündlichkeit besteht im wesentlichen nur in dem 
Verlesen von Schriftsätzen. Beratung und Abstimmung sind öffentlich, 
der Richter der Vorinstanz wird nicht geladen. Das Jahr zerfällt in 
zwei Sessionen, die Januar und September beginnen, während in 
Dänemark nur eine Jahressession stattfindet. In allen Sachen muß 
vier Wochen vor Beginn der ganzen Session geladen sein. Die 
Appellationssumme wurde wegen Überlastung 1886 von 500 M. auf 
1125 M. erhöht, doch kann auch hier von der Summe abgesehen werden. 
Trotzdem ist die Belastung geblieben. Es wurden anhängig 1899: 
242 Sachen, abgemacht aber nur 177, 1900: 282, davon abgemacht: 171; 
1901: 334, davon abgemacht: 175, 1902: 326, davon abgemacht: 172, 
1903: 300, davon abgemacht: 190. Für die gegenwärtige Session sind 
abgesehen von Handels- und Enteignungssachen, 461 Zivilsachen vor­
gemerkt, von denen voraussichtlich 3J4 auf die nächste Session über­
gehen müssen. 

Die Reformarbeiten unter Leitung des verstorbenen Reichs­
anwalts Getz und dann des jetzigen Ministerpräsidenten Hagerup sind 
schon lange im Gange und haben ZurVeröffentlichung von Entwürfen 
geführt, 1) welche sich in vielem der Österreichischen Zivilprozeßordnung 
angeschlossen haben. Merkwürdigerweise will man die Appellations­
gerichte ganz abschaffen und das Hoiesteret direkt über die Land· 
gerichte setzen, sodaß die großen Sachen nur zwei Instanzen, die 
kleinen dagegen drei Instanzen haben würden. Das nach wie vor Anke ge­
nannte Rechtsmittel wird bei der Vorinstanz eingelegt, durch den Vor­
sitzenden vorgeprüft und nach mündlicher Verhandlung, auf die ver­
zichtet werden kann, erledigt. In den Sachen über 1350 M. soll die 
Anke als Appellation behandelt werden, in den kleineren dagegen als 
Rechtsrevision. Die Berücksichtigung der prozessualen Verstöße von 
Amtswegen ist sehr eingeschränkt. Beschwerden sollen nicht durch 
das ganze Kollegium, sondern durch einen Ausschuß erledigt werden. 

§ 8. 

N e u e r e d e u t s c h e E n t w i c k 1 u n g. 

In Deutschland wurde die Ober-Berufung zunächst beibehalten, 
als mit dem Ende des alten Reiches das Reichs-Kammergericht durch 
die partikularen Ober-Appellationsgerichte ersetzt werden mußte. Aber 

1) Benutzt habe ich die beiden 1902 erschienenen Entwürfe: 
Udredninger og udkast til civilprozessreformen af Bernhard Getz, 
adgivne af F. Hagerup, und: Udkast til lov om domstolenes ordning 
med motiver. Udarbeidet af den ved kgl,. resolution af 3 dje jannar 1891 
nedsatte Kommission. 
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im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde die Ober-Appellation im großen 
Umfange verdrängt. In einem Falle geschah dies dadurch, daß man 
an ihre Stelle die Nichtigkeitsbeschwerde setzte, und zwar in ihrer 
ganz reinen, auf Prozeßmängel beschränkten Form, ohne Nachprüfung 
des materiellen Rechts, nur mit der Maßgabe, daß im Nichtigkeitsfalle 
das Ober-Appellationsgericht selbst Recht sprechen konnte. Es ge­
schah dies in tler Hannover sehen Zivilprozeßordnung von 1850. 
Die Maßnahme hat sich schlecht bewährt, sie ist nirgends nachgeahmt 
und mit dem Ende der Hannoverschen Prozeßordnung im Jahre 1879 
ist die Nichtigkeitsbeschwerde als alleiniges Rechtsmittel überhaupt 
aus dem geltenden Recht verschwunden. 

Im übrigen handelt es sich nur um Einführung der Rechtsrevision. 
In der französischen Gestalt ist sie, mit Ausnahme von Baden, 
überall zur Geltung gelangt, wo das französische Recht überhaupt 
Eingang fand, außerdem aber m 0 1 den b ur g, Brauns c h w e i g 
und schließlich auch in Bayern. 

In Preußen, welches seit 1748 im Ober-Tribunal einen die Reichs­
kompetenz ausschließenden obersten Gerichtshof besaß, bestand bis 
1833 die Ober-Appellation unter dem Namen ,,Revision". Zunächst gab 
es eine Revisionssumme von 600 M. nur für Preußen und Schlesien. 
Die Verordnung vom 13. März 1803 berichtet, daß das Ober-Tribunal 
der vermehrten Zahl seiner Mitglieder ungeachtet wegen des durch 
die zugenommene Bevölkerung und den durch sie in unseren Staaten 
in neueren Zeiten einverleibten Provinzen entstandenen Zuwachs der 
Geschäfte nicht mehr im stande ist, die demselben aufgetragenen Ent­
scheidungen in letzter Instanz zu bestreiten, mithin es nötig ist, die 
Zahl der an diesen obersten Gerichtshof gelangenden Sachen mehr 
einzuschränken. Statt Einführung der Rechtsrevision traf man folgende 
Maßnahmen: 1. allgemeine Einführung der Rechtssumme von 600 M., 
2. Erhöhung auf 1200 M. im Falle der Konfirmität, 3. Verweisungen der 
Revisionen unter 1500 M. und in Ehe-, Alimenten-, Bau- und Servituten­
sachen außerhalb Brandenburgs und Pommern an benachbarte Ober­
landesgerichte. 

In den durch den Pariser Frieden gewonnenen bezw. zurück­
gewonnenen Provinzen mit preußischem Recht wurde sogar der Zug 
an das Ober-Tribunal von einem Objekt von 6000 M. abhängig gemacht. 
Obwohl Gründe in den Urteilen fehlten - erst seit 1825 waren sie bei 
Abänderung eines konformen Appellations-Urteils geboten - wuchsen 
d1e Reste derart, daß die Verteilung der Sache zum Spruch erst 1 Jahr 
nach Eingang erfolgen konnte. Ein Abhilfevorschlag, welcher die 
Revisionssumme auf 15 000 M. erhöhen wollte, wurde nicht ernst ge­
nommen. Dagegen führte nun die Verordnung vom 14. November 1833 
die Rechtsrevision unter dem Namen "Nichtigkeitsbeschwerde" ein. 
Die bisherige Ober-Appellation blieb nur bei Difformität der Vor­
entscheidungen und einem Objekt über 1500M. bestehen. Im übrigen 
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gab es nur Rechtsrevisionen, für welche eine Beschwerdesumme nicht 
verlangt wurde. Nur in Bagatellsachen bis 150 M fiel sie aus. 

Die preußische Nichtigkeitsbeschwerde unterschied sich von der 
französ'schen Kassation durch den Wegfall der chambre des requetes 
und ihrer Vorprüfung und den Wegfall der Mitwirkung der Staats­
anwaltschaft. Die Beschwerdeschrift mußte die Angriffspunkte genauer 
formulieren, wie im französischen Recht, und waren nur diese An­
griffe Gegenstand der Verhandlung. Im Falle der Zurückweisung war 
die Vorinstanz an die Rechtsanschauung des Ober-Tribunals sofort 
gebunden. Übrigens konnte das Ober-Tribunal bei Spruchreife auch 
in der Sache selbst erkennen. Die prozessualischen Angriffspunkte 
waren im Gesetz erschöpfend angegeben. Zu ihrer Berücksichtigung 
wurde Rüge in der Vorinstanz verlangt, soweit diese möglich war. Zu 
den prozessualischen Nichtigkeiten gehörte auch die Aktenwidrigkeit 
und der Mangel von Gründen. "Es ist dies, bemerkt Waldeck,l) in 
bezug auf den letzten Punkt, nach der gewiß vernünftigen Praxis des 
Ober-Tribunals auf den Fall zu beschränken, wenn für das Ganze oder 
doch den speziellen Punkt des Decisi, wenn letzterer vorhanden, die 
Gründe fehlen, nicht auf die unterlassene Beurteilung eines etwa für 
die Streitpunkte geltend gemachten Moments auszudehnen, wozu der 
Versuch mitunter gemacht worden ist." 

Die ursprünglich eingeführte Succumbenzstrafe bis 150M. wurde 
1851 wieder aufgehoben, Das Ober-Tribunal hat sehr prompt gearbeitet 
Die größte Leistung war die des dritten Senats im Jahre 1839, 2) 

764 Urteile, darunter 161 Revisions-Urteile. Aufgehoben wurden durch­
schnittlich nur 20% Man klagte hier und da über die zu enge Be­
grenzung der prozessualischen Angriffe und die zu formalistische Be­
gründung der Nichtigkeitsbeschwerden. Gleichwohl sagte Waldeck 
noch 1861 von der Verordnung von 1833: "Erst dieses Gesetz gab dem 
Ober-Tribunal die Bedeutung eines höchsten Gerichtshofes, Haupt­
ausgangs- und Rücksichtspunkt für Theorie und Praxis zu werden." 

Das preußische Gesetz ist bis 1879 nicht mehr geändert worden. 
Alle Reformbestrebungen und insbesondere der Entwurf von 1864 
gingen aber dahin, die Ober-Appellation ganz zu beseitigen und rlie 
Rechtsrevision, also die Nichtigkeitsbeschwerde der preußischen Ter­
minologie, zum alleinigen Rechtsmittel zu erheben und nur einzelne 
Verbesserungen anzubringen, wobei neben dem Formalismus der Be­
gründung die Befugnis zum Spruch in der Sache selbst und auch die 
Umgrenzung der prozessualischen Nichtigkeiten in Frage kam. Wal­
deck erklärte sich mit Entschiedenheit gegen den durch seine Ein­
fachheit bestechenden Vorschlag, alle Prozeßvorschriften für revisibel 
zu erklären, deren Beachtung eine andere Entscheidung hätte herbei-

1) Nichtigkeitsbeschwerde S. 66. 
2) Vergl. die bis 1855 reichende Tabelle bei Waldeck, Nichtig­

keitsbeschwerde S. 166 ff. 
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führen können. "Ich befürchte, sagte er, eine so allgemeine Vorschrift 
würde ihr Regulativ nur vermöge einer Praxis erlangen können, welche 
das Schwankende der jetzigen Unterscheidungsweise nur auf ein 
anderen Terrain verlegen und dagegen die Zahl der Nichtigkeits­
beschwerden so sehr vermehren dürfte, daß dadurch das Ziel, faktische 
Würdigungen auszuschli.eßen, leicht völlig verfehlt werden könnte, da 
der Nichtigkeitsrichter sich dann notwendig erst auf den Standpunkt 
de1 ganz freien Beurteilung des Sach- und Rechtsverhältnisses stellen 
müßte, um zu dem richtigen Resultate zu gelangen, womit Vorteil und 
Zweck des Rechtsmittels verloren ginge." Waldeck empfahl deshalb 
eine von ihm entwqrfene Spezialisierung der Prozeßverstöße beizu­
behalten, die in den Sachen unter 300 M. noch verringert werden 
sollten. Unter ihnen befand sich der Widerspruch der Formel mit den 
GrLinden, Mangel des rechtlichen Gehörs, Übergehung von Tatsachen 
und Beweisen, und Widerspruch gegen den Wortlaut von Partei- und 
Zeugenaussagen. 

In denselben Bahnen bewegten sich die Beschlüsse des ersten 
und zweiten Juristentages von 1860/61. Der württembergische Ober­
tribunalsrat v. Sternenfelsl) betonte hier namentlich die Notwendigkeit 
des Ausschlusses der Auslegung der Verträge von der Tätigkeit des 
obersten Gerichts. 

Die deutsche Zivi 1 pro z e ß o r d nun g von 1877 hat 
diesen Bestrebungen insofern Rechnung getragen, als sie als alleiniges 
Rechtsmittel dritter Instanz die Rechtsrevision angenommen hat. Die 
schließliehe Ausgestaltung zeigt aber erhebliche Besonderheiten, so­
wohl gegenüber dem französischen, Österreichischen und preußischen 
Verfahren. Das Gesetz selbst ergibt bereits folgende Eigentüm­
lichkeiten: 

1. Erledigung der Armenrechtsgesuche und auch der Beschwerden 
durch dJe Senate selbst in voller Besetzung. 

2. Keine feste Begrenzung der prozessualen Nichtigkeiten. Es 
genügt, daß die Entscheidung aus der Verletzung eines Pro­
zeßgesetzes beruht. 

3. Beschränkung der Rechtsrevision auf die revisiblen Rechts­
normen. Doch wurde bei dem Mangel einheitlichen bürger­
lichen Rechts Landesrecht in erheblichem Umfange für re­
visibel erklärt. 

4. Keine obligatorische schriftliche Begründung, infolgedessen 
die Anwälte des Reichsgerichts in der Tat nicht selten von 
jeder Rechtfertigungsschrift absehen oder ganz verspätet da­
mit kommen. 

5. Keine Vorprüfung der direkt bei dem Reichsgericht anzu­
bringenden Revision. 

1) Verhandlungen des zweiten Juristentages, I, Seite 31. 
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6. Vollständige mündliche Verhandlung seitens der Parteien ohne 
Einleitung durch eine Berichterstattung, im ganzen nach der 
Schablone erster Instanz. 

7. Befugnis zur Entscheidung in der Sache selbst, wenn sie 
spruchreit erscheint. 

8. Als Schutz gegen Überlastung, den man für notwendig hielt 
wählte man nicht die Succum benzstrate, sondern die Revisions­
summe. Mit gewissen Ausnahmen, namentlich einem haupt­
sächlich in Steuersachen praktischen fiskalischen Privilegium, 
wurde an der preußischen Revisionssumme von 1500 M. fest­
gehalten, aber mit dem großen Untersch~ede, daß sie nun als 
Voraussetzung der R e c h t s r e v i s i o n und nicht der 0 b er­
A p p e 11 a t i o n gegeben war, und daß für geringere Sachen 
nun ein Rechtsmittel dritter Instanz vollständig fehlte, während 
in Preußen für diese die Rechtsrevision geblieben war. 

Die Revisionssumme wurde in der Reichstags-Kommission gegen 
den Widerspruch der Regierungs-Kommissare unter Änderung des Re­
gierungsentwurfs beschlossen, welcher nur bei Konformität der Vor­
entscheidungen die Rechtsrevision ausschließen wollte. Gegen den 
Ausschluß bei konformen Entscheidungen wurde geltend gemacht, 
daß die Konformität nur eine scheinbare Garantie der Rechtssicherheit 
gewähre, und daß die Anerkennung der Unanfechtbarkeit einer be­
stätigenden Entscheidung, eine die Rechtseinheit zerstörende und 
namentlich die Handhabung der Reichsgesetze erschwerende Praxis 
fördern könne. 

Die Regierungs-Kommissare betonten dagegen, daß die willkür­
hebe und gewalttätige Revisionssumme dem bisherigen Rechtszustande 
gegenüber als sehr harter Eingriff erscheinen würde, daß man ein 
Reichsgericht nur für die Reichen schaffe und daß jenes Privilegium 
der Reichen härter empfunden würde, als die gänzliche Unanfechtbar­
keit der Berufungsurteile. Die Erwartung, daß trotz der Revisions­
summe alle Rechtsfragen nach und nach zum obersten Gerichtshof 
gelangen würden, werde sich nicht erfüllen. 

Neben diesen, direkt aus dem Gesetz hervorgehenden Eigen­
tümlichkeiten müssen aber auch die Besonderheiten in Betracht ge­
zogen werden, welche auf der G er i c h t s p r a x i s beruhen. Es fehlt 
in dieser Beziehung in Deutschland noch durchaus an einem Werke, 
welches ähnlich dem von Crepon die Revisionspraxis des Reichsgerichts 
erschöpfend darstellt. Es würde dazu die Benut2;ung auch der unge­
druckten Entscheidungen unerläßlich sein. Ein Erschwernis derartiger 
Ermittelungen liegt gegenüber Frankreich auch darin, daß die Mehrheit 
der Senate eine dauernde Verschiedenheit der Praxis in verschiedenen 
Punkten im Gefolge gehabt hat, so namentlich auch bezüglich der 
Frage, wieweit die Auslegung der Rechtsgeschäfte der Nachprüfung 
unterliegt. 
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Für den hier verfolgten Zweck sind namentlich zwei Punkte 
hervorzuheben : 

1. Die sogenannte freie Revisionspraxis. Das Reichs­
gericht ist darüber einig, daß die Parteien die einzelnen Revisions­
angriffe weder schriftlich noch mündlich bestimmt zu bezeichnen oder 
zu begründen brauchen, und daß das Reichsgericht die Aufgabe hat, 
von Amtswegen zu prüfen, ob irgend ein, wenn auch von den Parteien 
garnicht geltend gemachter Revisionsgrund vorhanden sei. Damit ist 
die, gewöhnlich bei der Rechtsrevision auch auf den Rechtsgrund er­
streckte Verhandlungsmaxime in dieser Hinsicht aufgegeben. 

2. Im Zusammenhang damit steht die gewiß auf bester Absicht 
beruhende N e i g u n g zu Ü b ergriffen in d a s t a t s ä c h 1 i c h e 
G e b i e t , die freilich bei den verschiedenen Senaten verschieden ist. 
Ein erschöpfender Nachweis würde auch hier nm durch das nu­
gedruckte Material zu führen sein. Ich habe in meinen früheren Dar­
legungen!) nur einzelne Belege geben können, auf deren Vermehrung 
ich heute bei der vorgerückten Zeit verzichten muß. Übrigens werden 
diese allen Mitgliedern der Ober-Landesgerichte bekannten Eingriffe 
kaum ernstlich bestritten. Es genügt daher, daß ich auf den in der 
hiesigen juristischen Gesellschaft gehaltenen Vortrag des Oberlandes­
gerichts-Präsidenten Ramm Bezug nehme. Ramm sagte2): "Während 
früher die dem Übergriff in das Tatsächliche geneigten Senate solchen 
Übergriffen gern das Schamblättchen der Verletzung irgend einer 
Prozeßnorm vorbanden, tut man sich jetzt 1r.indestens bei einem Senat, 
wie mir dessen Präsident erzählt hat, auch diesen Zwang nicht mehr an 
und hebt ungeniert wegen unrichtiger tatsächlicher Feststellung auf." 

Damit wird natürlich die Rechtsrevision ihres eigentlichen 
Charakters entkleidet und zur Ober-Appellation zurückrevidiert,3) an 
welche bei Gründung des Reichsgerichts auch noch manche Mitglieder 
desselben gewöhnt waren. 

In einem gewissen Zusammenhange damit steht der 1895 von 
dem Reichsgerichts-Senatspräsidenten Bolze4) gemachte Vorschlag, daß 
dem Reichsgericht durch Gesetz auch die Nachprüfung und Ab­
änderung der tatsächlichen Feststellung zu übertragen, also die jetzige 
Praxis gewissermaßen gesetzlich zu sanktionieren sei. Es darf dabei 
aber nicht verschwiegen werden, daß Bolze Gegner der schablonen­
haften obligatorischen Möglichkeit ist und energisch für obligatorische 
schriftliche Begründung in einer Ausschlußfrist eintritt. 

1) Vgl. lherings Jahrbücher 38, S. 313 ff., Entlastung S. 29 ff. 
2) So berichtet der Präsident des Oberlandeskulturgerichts, vor­

malige Reichsgerichtsrat Rintelen in seinem Aufsatze "Die Entlastung 
des Reichsgerichts" ("Vossische Zeitung" Nr. 141, 1904, 6. Beilage.) 

B) Vgl. die ernste Mahnung des Kammergerichtsrats a. D. Keyßner 
in der Zeitschr. f. d. ges. Handelsrecht, 35, S. 553. 

4) "Zur Reform des Rechtsmittels der Revision", Archiv für die 
zivilistische Praxis 84, S. 358 ff. 
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Bolze meinte dabei, daß von der Ausdehnung der Kognition auf 
das Tatsächliche eine Überlastung des Reich~gerichts in keiner Weise 
zu befürchten sei, im Gegenteil. Um das zu würdigen, müssen die 
Geschäftsverhältnisse des Reichsgerichts klargelegt werden. Die Zahl 
der Revisionen in Zivilsachen ist, vielleicht unter dem Einfluß der Neuheit 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, welche ja aber auch gerade eine recht 
ausgiebige Tätigkeit des Reichsgerichts in der nächsten Zeit ge­
bieterisch erheischt, von 2600 im Jahre 1900 auf 3795 im Jahre 1903 
gestiegen, eine Zunahme von fast 50 Ofo. Die Zahl ist erheblich größer 
als in Frankreich, aber keineswegs abnorm. Das Gebiet des Wiener 
obersten Gerichtshofs umfaßt nur die Hälfte der Einwohnerzahl des 
deutschen Reiches und dort sind 1903 6495 Zivil-Revisionsurteile ge­
sprochen. In Österreich werden also im Verhältnis 31/amal soviel Re­
visionen eingelegt wie im Deutschen Reich. Die angebliche über· 
mäßige Prozeßlust der Reichsdeutschen und ihre Vorliebe, überflüssiges 
Geld in Prozeßkosten anzulegen, ist ein Märchen. Rein sachlich he· 
trachtet, besteht kein Bedürfnis, die Revisionen einzuschränken. 

Um die Klagen über Überlastung des Reichsgerichts, welche so 
alt sind wie dieses selbst,l) aber jetzt unter Berufung auf sensationelle 
Terminshinausschiebungent) besonders laut hervortreten, richtig würdigen 
zu können, wird die Geschäftslast des Reichsgerichts mit den Jahres­
pensen früher in Preußen und jetzt in Frankreich und Österreich zu 
vergleichen sein. 

In Preuße 11 sind als maximum einmal \'on einem Senat 
764 Urteile, darunter 161 Ober-Appellationsurteile geleistet worden. 
Auf den Präsidenkn kamen hier 764, auf den Rat 127 Urteile. Im 
Jahre 1855 kamen als Durchschnitt auf die Präsidenten etwa 500, auf 
die Räte etwa 80 Sachen. In Frankreich hat die chambre des 
requetes mit drei wi\chentlichen Sitzungen im Gerichtsjahr 1901/02 
660 Urteile gefällt, sodaß auf den Präsidenten 660, auf den Rat aller­
dings nur 44 Urteile kamen. In Ö s t er r eich aber, w o a u t 
jedes Mitglied fast vier Sitzungen in der Woche 
f a II c n, kamen 1903 auf j c den Präsiden t.e n 1620 Ur t e i I e 
und auf j e d c 11 Rat 135 Ur t e i I e. 

In dem deutschen Reichsgericht, welches 7 Senatt: mit 59 Mit­
gliedern und zwei wöchentlichen Sitzungen hat, fielen 1901 auf den am 
geringsten beschäftigten Senat nur 266 llrtcile, also tür den 

I) Näheres: "Entlastung'' S. 6. 
2) -n. (Reicbsgerichtsrat Spahn ?) kündigt in der "Germania" (\V iss. 

Beil. No. 47 v. 17. Nov. 1904) an, das Reichsgericht werde die Erhühung 
der i{evisionssumme dadurch erzwin!{en, daß es "seine Verhandlungs­
termine in einer d i c Arbeitskraft s c i n er Mi t g I i e der m eh r 
schonenden W c i s e hinaus r il c k t, uml die Rcichs-JustizYer­
waltung kann ahwarten, ob die Verschlcppung tler Revisionen unsere 
Be\·ölkernng gegen den Reichstag r e b e II i s c h macht". 
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Präsidenten 266, für jeden Rat 45 Urteil~. Nimmt man an, daß 
in den 1903 anhängig gewordenen 3795 Sachen 3500 Urteile zu sprechen 
sind, so ergibt sich bei gleichmäßiger Verteilung auf die 7 Senate 
eine Arbeitsleistung von 500 Sachen für den Präsidenten und von 
83 Sachen für den Rat. Das entspricht also, rein rechnerisch be­
trachtet, fast genau der Durchschnitts-Geschäftslast des preußischen 
Obertribunals im Jahre 1855. In Frankreich ist allerdings die Urteils­
zahl der l{äte erheblich geringer, die des Präsidenten aber bedeutend 
höher. I n Ö s t e r r e i c h h i n g e g e n e r I e J i g t j e d e s M i t g I i e d 
21;2 m a I so v i e I Ur t e i I e u n cl j e der Präsident 3lj2 m a I so 
viel Urteile als hei Zugrundelegung der jetzigen 
Geschäftslast auf die Präsidenten und Räte des 
H e i c h s g e r i c h t s f a II e n w ü r d e. 

Die Überlastung des Reichsgerichts kann also, wie diese V er­
gleichung ergibt, nicht in der Z a h I der HeYisionen, sondern nur in 
der Gestaltung des Verfahrens, insbesondere der Durchführung, ja 
Überspannung des Prinzips der reinen Mündlichkeit in groi~en wie in 
kleinen Sachen und in der Belastunl{ mit Ne b e n g e schäften ihren 
Grund haben. 

Hierauf bin ich an einer anderen Stelle näher eingegangen, I) und 
will hier nur mitteilen, daß mir aus dem Kreise des Reichsgerichts von 
kompetentester Seite eine Äußerung zugegangen ist, welche dahingeht, 
daß ich in allen Punkten den Nagel auf den Kopf getrotfen, überall 
das Kincl beim richtigen Namen genannt, und besonders der Anwalt­
schaft beim Heichsgericht gegenüber so recht ins Schwatze gelrollen 
habe, sollaß ich dem Schreiber im großt:n und ganzen gewissermaßen 
aus dem Herzen geschrieben hahe.~) 

Daß ich den materiellen Ergebnissen der reichsgerichtliehen 
Hechtsprechung im ganzen volh· Anerkennung; zolle, miichte ich auch 
hier hervorhebL~n. 

~ 9. 

E r g e b n i s s e. 

Die HechtsYcrgleichung hat sich in dieser Materie m. E. fruchtbar 
erwiesen und ergibt folgende allgemeine \Vahrheiten: 

1. Eine dritte Instanz in Zivilsachen erscheint unentbehrlich. 
2. Dieseihe kann aber nicht als Ober-Appellation, sondc·rn nur 

als Hechtsre\'ision ausgestaltet werden. 
3. Bei der näheren Ordnung des Hevisionsvcrfahn·ns ist auf 

dessen Zweck und Eigentümlichkeit Hücksicht zu nehmen, 

I) Entlastung Seite 22 ft. 
2) Die in allen wesentlichen Punliten auf gleichem Boden stehende 

Abhandlung des Reichsta.!{smitgli•·ds Otto Schmiclt "Zur i''herlastung­
des Reichsgerichts in Zivilsachen" (Berlin, \\'. 1\tu"scr) befand sich 
zur ZL·it diest·s Vortrages unter der Presse. 
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und eine schablonenhafte, doktrinäre Festhaltung der Regeln 
und Maximen der ersten Instanz, namentlich des Mündlich­
keitsprinzips zu vermeiden, 1) insbesondere obligatorische 
schriftliche Begründung und richterliche Berichterstattung zu 
fordern, auch dafür zu sorgen, daß die Praxis die Grenze 
zwischen Rechts- und Tatfrage streng einhält. Es kann auch 
z. B. für die kleineren Sachen von der Mündlichkeit ganz ab­
gesehen werden. 

4. Während bei der Ober-Appellation zur Vermeidung der Über­
lastung des höchsten Gerichtshofs die Einschränkung des 
Rechtsmittels durch Beschwerdesummen und andere mecha­
nische Hilfsmittel notwendig erscheint, dann aber im Interesse 
des gleichen Rechts für alle in den ausgeschlossenen Sachen 
wenigstens ein beschränkteres Rechtsmittel gegeben werden 
muß, erweist sich, wie auch Lothar Seuffert2) annimmt, eine 
derartige Maßnahme bei der Rechtsrevision nicht nötig, wenn 
sie zweckmäßig gestaltet und praktisch gehandhabt wird. 

Ich möchte den Vortrag nicht schließen, ohne den zahlreichen 
Freunden zu danken, die mich in bezug auf fast alle europäischen 
Staaten durch Auskunfterteilung unterstützt haben. 

1) So auch Lothar Seuffert in der Zeitschrift für deutschen Zivil­
prozeß, 33, Seite 445, ferner Reichsgerichtsrat Wilibald Peters, Prozeß­
verschleppung, Prozeßumbildung und die Lehren der Geschichte, 1904 
dazu meine Anzeige im Lit. Zentralbl. No. 33, S. 1099. 

2) a. a. 0., Seite 439. 
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